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Abréviations

SPK-SR Staatspolitische Kommission des Ständerats
SGK-SR Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit des Ständerates
GDK Schweizerische Konferenz der kantonalen Gesundheitsdirektorinnen

und -direktoren
RK-SR Kommission für Rechtsfragen des Ständerates
SGK-NR Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit des Nationalrates
BFS Bundesamt für Statistik
SPK-NR Staatspolitische Kommission des Nationalrats
BAG Bundesamt für Gesundheit
RK-NR Kommission für Rechtsfragen des Nationalrats
EDI Eidgenössisches Departement des Inneren
BVGer Bundesverwaltungsgericht
EGMR Europäischer Gerichtshof für Menschenrechte
Büro-NR Büro des Nationalrates
IOC International Olympic Committee
SPAG Schweizerische Public Affairs Gesellschaft
EL Ergänzungsleistungen
GRECO Staatengruppe gegen Korruption
KVG Bundesgesetz über die Krankenversicherungen
BV Bundesverfassung
OKP Obligatorische Krankenpflegeversicherung
SPK Staatspolitische Kommission
Agridea Entwicklung der Landwirtschaft und des ländlichen Raums
MiGeL Mittel- und Gegenständeliste der OKP
KVAG Krankenversicherungsaufsichtsgesetz
EFAS Einheitliche Finanzierung von ambulanten und stationären Leistungen
NRP Neue Regionalpolitik
Innotour Innovationsprogramm für den Tourismus
KVAV Verordnung betreffend die Aufsicht über die soziale

Krankenversicherung

CIP-CE Commission des institutions politiques du Conseil des États
CSSS-CE Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil des

Etats
CDS Conférence suisse des directrices et directeurs cantonaux de la santé
CAJ-CE Commission des affaires juridiques du Conseil des Etats
CSSS-CN Commission de la sécurité sociale et de la santé publique du Conseil

national
OFS Office fédéral de la statistique
CIP-CN Commission des institutions politiques du Conseil national
OFSP Office fédéral de la santé publique
CAJ-CN Commission des affaires juridiques du Conseil national
DFI Département fédéral de l'intérieur
TAF Tribunal administratif fédéral
CrEDH Cour européenne des droits de l'homme
Bureau-CN Bureau du Conseil national
CIO Comité International Olympique
SSPA Société Suisse de Public Affairs
PC Prestations complémentaires
GRECO Group d'états contre la corruption
LAMal Loi fédérale sur l'assurance-maladie
Cst Constitution fédérale
AOS Assurance obligatoire des soins
CIP Commission des institutions politiques
Agridea Association suisse pour le développement de l’agriculture et de l’espace

rural
LiMA Liste des moyens et appareils de AOS
LSAMal Loi sur la surveillance de l'assurance-maladie
EFAS Financement uniforme des prestations dans le domaine ambulatoire et

stationnaire
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Chronique générale

Eléments du système politique

Ordre juridique

Droit pénal

Als sich die SPK-NR bei der Detailberatung der DSG-Revision mit dem darin
vorgesehenen Sanktionssystem beschäftigte, stellte sich ihr die Frage, ob in diesem
Zusammenhang anstatt natürliche Personen (z.B. die Führungskräfte eines
Unternehmens) eher oder auch juristische Personen (das Unternehmen selbst) zur
Rechenschaft gezogen werden sollten. Dazu müssten neben strafrechtlichen
Sanktionen auch Verwaltungssanktionen für Verstösse gegen das Datenschutzrecht
eingeführt werden. Da bei den Verwaltungssanktionen in der Schweiz «beträchtliche
Rechtsunsicherheit» herrsche, wie Kommissionssprecher Heinz Brand (svp, GR) vor
dem Nationalratsplenum Justizministerin Karin Keller-Sutter zitierte, hatte die
Kommission ein Postulat verfasst mit dem Auftrag, die allgemeine Einführung
pekuniärer Verwaltungssanktionen im Schweizer Recht zu prüfen. Der Bundesrat
erklärte sich bereit, sich dieser Thematik umfassend anzunehmen und gesetzliche
Lösungen für ein System pekuniärer Verwaltungssanktionen zu prüfen, das alle
betroffenen Rechtsbereiche (neben dem Datenschutz- beispielsweise auch das Kartell-
und das Fernmelderecht) abdecken kann. Der Nationalrat überwies das Postulat in der
Frühjahrssession 2019 stillschweigend. 1

POSTULAT
DATE: 04.03.2019
KARIN FRICK

Protection des données et statistique

Da mit der Verbesserung der informationellen Selbstbestimmung das zentrale Anliegen
der beiden parlamentarischen Initiativen Vischer (gp, ZH; Pa.Iv. 14.413) und Derder (fdp,
VD; Pa.Iv. 14.434) voraussichtlich im Zuge der Totalrevision des Datenschutzgesetzes
umgesetzt werden soll, verzichtete die zuständige SPK-NR vorerst auf eine eigene
gesetzgeberische Tätigkeit. Sie wollte zuerst die Botschaft des Bundesrates zum
Datenschutzgesetz abwarten. Im August 2017 musste die Kommission nun entscheiden,
was mit den zwei Jahre zuvor gutgeheissenen Vorstössen geschehen soll. Die mit
Stichentscheid des Präsidenten Heinz Brand (svp, GR) äusserst knapp zustande
gekommene Kommissionsmehrheit plädierte für eine zweijährige Fristverlängerung bei
beiden Vorstössen. Die SPK-NR werde als zuständige Kommission für Datenschutz auch
das Datenschutzgesetz vorberaten und damit die Möglichkeit haben, allenfalls nicht
berücksichtigte Forderungen der Initiativen als Anträge einzubringen. Danach könnten
die beiden Initiativen abgeschrieben werden. Anstelle der Fristverlängerung beantragte
die Kommissionsminderheit die Abschreibung der beiden Vorstösse, da Art. 13 BV
(Schutz der Privatsphäre) bereits den Schutz der persönlichen Daten umfasse, womit
die Initiativen obsolet seien. Diese Argumentation von Minderheitssprecher Philippe
Nantermod (fdp, VS) überzeugte in der Herbstsession 2017 auch die Mehrheit im
Nationalrat: Mit 118 zu 76 Stimmen sprach sich die grosse Kammer für Abschreiben der
beiden parlamentarischen Initiativen aus. 2

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 29.09.2017
KARIN FRICK

Institutions et droits populaires

Conseil fédéral

Die Forderung der SVP, nach einem zweiten Regierungssitz, gehörte seit der
Nichtbestätigung von Christoph Blocher (svp, ZH) nach den Wahlen 2007 zum
Standardrepertoire der Volkspartei. Bei den Bundesratswahlen 2011 hatte sich die SVP
mit ihrem nicht sehr professionellen Nominierungsverfahren praktisch selber aus dem
Rennen genommen. Die Vehemenz der Forderung, nach einer adäquaten
Regierungsbeteiligung, nahm 2015 gar noch zu und die Attacken der Volkspartei, vor
allem auf den BDP-Bundesratssitz, wurden lauter. Die zahlreichen Kandidierenden, die
vor den Parlamentswahlen als mögliche Herausforderer angepriesen wurden, dienten
dabei einerseits als Nebelpetarden. Weil diese Ankündigungen und sofortigen
Dementis, etwa von Toni Brunner (svp, SG) oder Adrian Amstutz (svp, BE), von den
Medien bereitwillig aufgenommen und diskutiert wurden, schadete dies anderseits dem
Wahlkampf der SVP in keinster Weise. Auch die anderen Parteien profitierten freilich
von der medial breitgeschlagenen Diskussion um mögliche Szenarien für die nach den
Gesamterneuerungswahlen anstehenden Bundesratswahlen. Die Bürgerlichen

ÉLECTION PAR L’ASSEMBLÉE FÉDÉRALE
DATE: 20.11.2015
MARC BÜHLMANN

01.01.65 - 23.04.24 2ANNÉE POLITIQUE SUISSE — SÉLECTION D'ARTICLES SUR LA POLITIQUE SUISSE



bestätigten zwar den prinzipiellen Anspruch der SVP auf einen zweiten Regierungssitz,
Regierungsmitglieder, die ihre Sache gut machten, wolle man aber nicht abwählen. SP
und GP betonten mit ebendiesem Argument, dass sie Eveline Widmer-Schlumpf (bdp)
auf jeden Fall bestätigen wollten.
Die Ausgangslage änderte sich freilich nach der Demissionsankündigung der BDP-
Bundesrätin. Die Linke pochte zwar auf einen neuen Mitte-Kandidaten, falls die SVP
Kandidierende nominiere, die gegen die Bilateralen seien, und die Grünen sahen
ebenfalls weit und breit keinen wählbaren SVP-Kandidierenden. Die restlichen Parteien
signalisierten aber rasch, dass sie den Anspruch der SVP auf einen zweiten
Bundesratssitz guthiessen und für Spielchen nicht zu haben seien. Dazu gehörte auch
die Bestätigung, Bisherige nicht abwählen zu wollen. In der Tat wurde die Möglichkeit
diskutiert, einen FDP-Bundesrat abzuwählen und mit einem Kandidierenden der
Mitteparteien zu ersetzen, um eine rechtslastige Regierung mit 2 FDP und 2 SVP
Magistraten zu verhindern. Die Chance für ein solches Szenario, war allerdings mehr als
gering, würden doch dafür weder die FDP noch die SVP Hand bieten. 
Rasch zeigte sich zudem, dass die Volkspartei das Nominierungsverfahren dieses Mal
mit grösserer Sorgfalt angegangen war als vier Jahre zuvor. Aus den elf ursprünglichen
Bewerbungen präsentierte die SVP nach ihrer Fraktionssitzung am 20. November drei
Kandidierende aus den drei hauptsächlichen Sprachregionen: Thomas Aeschi (svp, ZG),
Guy Parmelin (svp, VD) und Norman Gobbi (TI, lega). Der Tessiner Lega-Regierungsrat
stellte sich unter das Banner der SVP, wollte aber auf kantonaler Ebene Legist bleiben.
SVP-Fraktionspräsident Adrian Amstutz (svp, BE) wies darauf hin, dass Gobbi Mitglied
der SVP Schweiz sei und das Gedankengut der SVP vertrete. Man kooperiere mit der
Lega auf nationaler Ebene schon lange. Die Lega gehöre im Parlament schliesslich auch
zur SVP-Fraktion. Gobbi sei von der Fraktion praktisch einstimmig nominiert worden
(mit 72 von 74 Stimmen). Parmelin (svp, VD) siegte mit 48 zu 29 Stimmen über Oskar
Freysinger (VS, svp) und Aeschi setzte sich im fünften Wahlgang mit 44 zu 37 Stimmen
gegen Heinz Brand (svp, GR) durch. Ohne Chancen, oder gar nicht ins engere
Auswahlverfahren aufgenommen, waren die Kandidaturen von Hannes Germann (svp,
SH), Thomas Hurter (svp, SH), Res Schmid (NW, svp), Thomas de Courten (svp, BL), Albert
Rösti (svp, BE) und David Weiss (BL, svp). 
Die Dreier-Auswahl überraschte, waren doch im Vorfeld andere Favoriten gehandelt
worden, die im Parlament eine breitere Unterstützung erhalten hätten. Die SVP machte
aber von Anfang an klar, dass sie ihre –  nach der Nicht-Bestätigung Blochers – in den
Parteistatuten verankerte Regel, strikte anwenden werde. In diesem Sinne würden nicht
nominierte, aber gewählte Kandidaten, die ihre Wahl dennoch annähmen, aus der
Partei ausgeschlossen. Die Chancen für Hannes Germann (svp, SH), der laut der NZZ
mehr Freunde im Parlament als in seiner Partei habe und der erste Bundesrat aus dem
Kanton Schaffhausen gewesen wäre, oder für Heinz Brand (svp, GR), der lange als
Kronfavorit aus der vernachlässigten Ostschweiz gegolten hatte, lagen damit praktisch
bei Null. Es wurden zwar Szenarien für einen Sprengkandidaten aus der Reihe der SVP
diskutiert und linke Stimmen kritisierten die Ausschlussregel als Erpressungsversuch,
dem man sich nicht beugen werde. Mögliche Sprengkandidaten gaben allerdings rasch
bekannt, eine allfällige Wahl nicht annehmen zu wollen. 
Die SVP wurde nicht müde zu betonen, dass man mit dem sprachregional
ausgewogenen Dreierticket eine echte Auswahl anbiete. Man sei der Forderung der SP
und der CVP nachgekommen, einen Kandidierenden aus der Westschweiz aufzustellen
und wolle als grösste Partei auch in der Regierung zwei Landesteile repräsentieren. Die
Auswahl sorgte allerdings auch für Misstöne. Mit der Nominierung von Norman Gobbi
(TI, lega) und Guy Parmelin (svp, VD) – der eine laut Presse bekannt für seine verbalen
Entgleisungen, der andere ein politisches Leichtgewicht – wolle die SVP dem Parlament
den Deutschschweizer Kandidaten Thomas Aeschi (svp, ZG) aufzwingen. Die Romandie
wäre mit drei Sitzen deutlich übervertreten und Gobbi sei Vertreter der Lega. Dies sei
keine echte Auswahl und der schweizerischen Konkordanz unwürdig – liess sich etwa
Eric Nussbaumer (sp, BL) zitieren. Auch die NZZ kommentierte die Dreier-Nomination
als Auswahl, die keine sei. In den Medien galt vorab der Zuger Thomas Aeschi als
Kronfavorit. Er vertrete den neuen Stil der SVP, sei jung und ein Vertreter Blocher'scher
Prägung – so etwa der TA. Die SVP wurde freilich nicht müde zu betonen, dass sie gerne
Regierungsmitglieder aus unterschiedlichen Sprachregionen hätte. 
Die Stimmen –  auch aus der SVP – , die gerne eine breitere Auswahl aus der
Deutschschweiz gehabt hätten, verstummten allerdings nicht. Es gebe durchaus
Spielraum für einen (SVP-internen) Sprengkandidaten, zitierte das SGT Vertreter von SP
und CVP. Immerhin war in den letzten 100 Jahren jeder fünfte gewählte Bundesrat wild,
also nicht von der eigenen Partei nominiert worden. Freilich hatte die Volkspartei alle
ursprünglich elf SVP-Kandidaten dazu bewegt, schriftlich zu bestätigen, eine Wahl als
Sprengkandidat nicht anzunehmen. 3
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Rund eine Woche vor den Regierungswahlen begannen die Fraktionen mit den Hearings
der drei SVP-Kandidaten. Lediglich die Grünen verzichteten auf die Anhörungen, weil
sie die Wahl eines Vertreters der Volkspartei grundsätzlich ablehnten, da die SVP die
Europäische Menschenrechtskonvention kündigen wolle – eine Anspielung auf die
geplante Selbstbestimmungsinitiative der SVP. Die GP setzte nach wie vor auf einen
Sprengkandidaten aus der Mitte und gab bekannt, zumindest im ersten Wahlgang keinen
der SVP-Kandidierenden wählen zu wollen. Die SP entschied sich erst in letzter Minute,
die Kandidaten einen Tag vor den Wahlen doch noch zu Bewerbungsgesprächen
einzuladen. Die Genossen gaben im Anschluss bekannt, dass Norman Gobbi (TI, lega) für
sie nicht wählbar sei. Die restlichen Fraktionen wollten sich nach den Anhörungen zwar
nicht festlegen, gaben aber zu Protokoll, einen der drei offiziellen Kandidaten wählen zu
wollen. Ein Sprengkandidat war nicht in Sicht – auch wenn Heinz Brand (svp, GR) erst
nach einigem Hin und Her und viel Pressewirbel dementierte, eine Wahl annehmen zu
wollen, und sich auch Thomas Hurter (svp, SH) noch einmal ins Gespräch brachte, weil
er keine Stellung nehmen wollte zur Idee, bei einer allfälligen Wahl und Ausschluss
durch die SVP bei der FDP Unterschlupf zu finden. Alle weiteren, in den Medien
kolportierten, möglichen Überraschungskandidaten gaben aber jeweils kurz nach der
Medienmeldung an, nicht zur Verfügung zu stehen. Zudem signalisierten die
Mitteparteien im Verlaufe dieser Geplänkel immer deutlicher, für Spiele nicht zur
Verfügung zu stehen. Aufgrund dieser Ausgangslage sahen die meisten Medien am Tag
vor der Bundesratswahl Guy Parmelin (svp, VD) im Vorteil, da er von SP und GP wohl
eher unterstützt würde als Norman Gobbi (TI, lega) und Thomas Aeschi (svp, ZG). 
Dass der Anspruch der SVP auf einen zweiten Bundesratssitz allgemein akzeptiert und
die Lust auf Experimente im Parlament in der Tat sehr gering war, zeigte sich am
Wahltag auch in den Voten der einzelnen Fraktionen. Mit Ausnahme der SP und der GP
sprachen sich alle Parteien für ein Ende der bisher nicht adäquaten mathematischen
Konkordanz aus. Obwohl alle Parteien freilich auch die Ausschlussklausel der SVP
kritisierten, die einer Regierungspartei nicht würdig sei, liessen sie den Worten bei der
Ersatzwahl von Eveline Widmer-Schlumpf (bdp) Taten folgen. Zwar erhielten im ersten
Wahlgang auch Thomas Hurter (svp, SH) und Viola Amherd (cvp, VS) 22 bzw. 16 Stimmen,
auf den insgesamt 245 ausgeteilten Wahlzetteln fanden sich aber vorwiegend die drei
SVP-Kandidierenden, wobei sich Guy Parmelin mit 90 Stimmen vor Thomas Aeschi (61
Stimmen) und Norman Gobbi (50 Stimmen) schon leicht absetzen konnte. Mit den vier
Stimmen an Verschiedene und den zwei leeren Wahlzetteln hatten sich damit 44
Parlamentarier nicht am offiziellen Dreierticket orientiert – zu wenig für einen Coup. Im
zweiten Wahlgang verpasste Parmelin das absolute Mehr nur knapp. Er erhielt 117 von
120 nötigen Stimmen; Aeschi wurde von 78 Mitgliedern der Vereinigten
Bundesversammlung favorisiert und Gobbi erhielt lediglich noch 30 Voten. Auf
Verschiedene entfielen 14 Stimmen und fünf der 244 ausgeteilten Wahlzettel waren
leer. Im dritten Wahlgang – für viele überraschend schnell – konnte Guy Parmelin dann
genügend Unterstützerinnen und Unterstützer hinter sich scharen. Mit 138 Stimmen
wurde der Waadtländer erster französischsprachiger SVP-Bundesrat der Geschichte.
Die 88 Stimmen für Aeschi hätten auch zusammen mit den elf noch auf Gobbi
entfallenden Stimmen nicht für einen anderen Wahlausgang gereicht. Im dritten
Wahlgang, in dem nur noch 243 Wahlzettel ausgeteilt wurden, waren noch deren sechs
leer. Guy Parmelin erklärte die Annahme der Wahl und verwies in seiner kurzen Rede
auf die Bedeutung und Symbolkraft seiner Wahl für die Westschweiz. Freilich werde er
im Rahmen seiner Regierungstätigkeit auch die Ost- und Zentralschweiz, die diesmal
leer ausgegangen seien, nicht vergessen. 

Ob der mit Spannung erwarteten Ersatzwahl gingen die vorausgehenden
Bestätigungswahlen der bisherigen sechs Regierungsmitglieder fast ein wenig unter.
Zwar divergierten die Stimmen, welche die einzelnen Magistratinnen und Magistraten
erhielten recht stark – insbesondere Ueli Maurer (svp) und Simonetta Sommaruga (sp)
wurden wohl jeweils vom gegnerischen Lager abgestraft – aber insgesamt zeigte sich
auch bei den Bestätigungswahlen, dass das Parlament in der Mehrheit ein Zurück zur
Normalität anstrebte. Doris Leuthard (cvp) wurde mit 215 von 245 Stimmen erneut
gewählt (Verschiedene: 19; leer: acht; ungültig: drei), Ueli Maurer (svp) erhielt 173 von
245 Stimmen (Thomas Hurter (svp, SH): zehn Stimmen, Verschiedene: 27; leer: 32;
ungültig: drei), Didier Burkhalter (fdp) wurde mit 217 von 244 Wahlzetteln bestätigt
(Verschiedene: 14; leer: 13; ungültig: Null), der Name Simonetta Sommaruga (sp) stand
auf 182 von 245 ausgeteilten Wahlzetteln (Daniel Jositsch (sp, ZH): elf Stimmen;
Verschiedene: 28; leer: 19; ungültig: fünf), Johann Schneider-Ammann machte 191 von
244 Stimmen (Verschiedene: 28; leer: 23; ungültig: zwei) und überraschend deutlich
bestätigt wurde auch Alain Berset mit 210 von 244 möglichen Voten (Verschiedene: 23;
leer: acht; ungültig: zwei). Alle sechs hatten damit mehr Stimmen als noch vor vier
Jahren erhalten. 

ÉLECTION PAR L’ASSEMBLÉE FÉDÉRALE
DATE: 09.12.2015
MARC BÜHLMANN
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Die Reaktionen in den Medien waren geteilt. Auf der einen Seite wurde hervorgehoben,
dass Parmelin als Nationalrat kaum aufgefallen sei, über keinerlei Führungserfahrung
verfüge und auch nicht besonders sprachgewandt sei – wenig spektakulär wie der
Chasselas, den er anbaue, so etwa die BaZ. Sein einziger Ausweis sei es, der SVP
anzugehören. Es sei aber nachvollziehbar, dass das Parlament die parteipolitische
Zusammensetzung der Regierung höher gewichtet habe als personelle Fragen. Zudem
müsse man Parmelin eine Chance geben, im Amt zu wachsen. Weil er keine hohe
Erwartungen wecke, könne er eigentlich nur positiv überraschen. Für viele, vor allem für
Mitte-links sei er wohl auch das kleinere Übel gewesen. Parmelin sei ein SVP-Mitglied
der alten Schule und sei wohl als leichter formbar vermutet worden als Thomas Aeschi,
der als Blocher-Zögling gelte und die neue SVP-Linie vertrete. In der Westschweizer
Presse wurde zudem hervorgehoben, dass sich Parmelin stets moderat und
kompromissbereit gezeigt habe – eine nicht zu unterschätzende Fähigkeit im
Regierungskollegium. Die Wahl Parmelins sei aber auch ein Zeichen dafür, dass das
Parlament angesichts der Erfolge und der immer neuen Forderungen der SVP resigniere
– so der Blick. Einig war man sich in der Presse, dass die SVP jetzt in der Verantwortung
stehe. Sie müsse wieder in den Kompromiss-Modus zurückfinden – so die NZZ. In den
Kommentarspalten wurde zudem darauf hingewiesen, dass die Volkspartei mit ihrem
zweiten Regierungssitz nun auch definitiv in der Westschweiz verankert sei –
männiglich prognostizierte gar einen weiteren Schub der SVP im französischsprachigen
Landesteil. 
Die Reaktionen der Parteien waren unterschiedlich. Die SVP feierte ihren neuen
Bundesrat mit auffallender Zurückhaltung. Zwar wiesen die Parteispitzen darauf hin,
dass man die Westschweiz jetzt noch besser vertreten könne; verschiedene Stimmen
machten aber keinen Hehl daraus, dass Parmelin nicht der Wunschkandidat gewesen
sei. Die Aufforderung, jetzt mehr Kompromissbereitschaft zu zeigen, prallte an der SVP
ab. Man mache weiter eine SVP-Politik und erwarte vielmehr von der FDP, dass sich im
Bundesrat jetzt eine bürgerliche Politik durchsetze. Als Siegerinnen sahen sich die SP-
und die CVP-Spitzen. In der französischsprachigen Presse wurde kolportiert, dass Guy
Parmelin ohne die von Christoph Darbellay (cvp, VS) und Christian Levrat (sp, FR) im
Nationalratswahlkampf aufgestellte Forderung an die SVP, einen Westschweizer
Kandidaten zu präsentieren, vielleicht jetzt gar nicht Bundesrat wäre. Prompt wurden
die beiden Parteipräsidenten als Königsmacher gefeiert. In der FDP und der CVP
machte man sich Gedanken über die nächsten Bundesratswahlen. Klar war, dass mit der
Übervertretung der Romandie die Chancen für französischsprachige "Papabili" stark
gesunken waren. Potenzielle Ostschweizer und Tessiner-Kandidaten konnten sich
hingegen freuen. 4

Mandat parlementaire

Das Thema Lobbying wurde im Jahr 2015 – nicht nur aufgrund der im Monat Mai
losgetretenen sogenannten «Kasachstan-Affäre» – ein medial breit begleitetes
Politikum. Angeprangert wurde dabei insbesondere die geringe Transparenz, die bei
der Interessenvertretung im Bundeshaus herrsche. 
Die Aargauer Zeitung zeigte schon im Januar am Beispiel von Thomas Borer auf – der
Ex-Botschafter soll im Auftrag eines russischen Oligarchen versucht haben,
Parlamentsmitglieder zu beeinflussen –, welche Lobbyisten-Praktiken zwar nicht
verboten, aber umstritten seien: die Verschleierung des Auftraggebers, übertriebene
Zuwendungen, Vergabe von Mandaten an Parlamentarierinnen und Parlamentarier
durch die Privatwirtschaft, entgeltliches Anbieten der Badges, von denen
Parlamentsmitglieder jeweils zwei vergeben können oder lobbyistisches Wirken
ehemaliger Bundesbeamter und ehemaliger Parlamentarierinnen und Parlamentarier,
die ihr Zutrittsrecht behalten. Insgesamt gebe es rund 500 Interessenvertreter, so
rechnete die Luzerner Zeitung vor, die entweder mit einem Badge, einem Tagesausweis
– jedes Parlamentsmitglied darf pro Sessionstag zwei weitere Zutritte vergeben – oder
einer Medienakkreditierung ins Bundeshaus gelangen. Dass Letztere wohl auch für
Lobbyismus verwendet werde, berichtete die Sonntagszeitung im Januar: Stefan Wild
wirke als Interessenvertreter des Apothekerverbandes TopPharm, gelange aber als
Medienvertreter ins Bundeshaus. Wild, der auch im Vorstand der Schweizer Public
Affairs Gesellschaft (SPAG) sitzt, schreibe freilich auch Berichte für das
Branchenmagazin von TopPharm. 
Gegen Intransparenz hatten sich schon 2014 eine Handvoll Parlamentarierinnen und
Parlamentarier mit – allerdings bisher erfolglosen – Vorstössen stark gemacht. Mit dem
Verein «Lobbywatch» machte sich 2015 auch ein loser Verband von Medienschaffenden
daran, mehr Licht ins Dunkel der verschiedenen Einflusswege zu bringen. Darüber
hinaus setzte die SPAG eine Kommission ein, die über die Einhaltung der seit 2014
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geltenden Regeln wachen soll. So müssen Interessenvertreterinnen und -vertreter, die
Mitglied bei der SPAG sind, deklarieren für wen sie in welcher Funktion lobbyieren.
Häufig würden Lobbyistinnen und Lobbyisten nämlich einfach als Gast oder persönliche
Mitarbeiter ausgewiesen, wusste der Blick zu berichten. Ende August entfernte die
SPAG 15 der rund 230 Mitglieder aus ihrem Register, weil diese der Offenlegungspflicht
nicht nachgekommen seien. 
Immer mehr Parlamentarierinnen und Parlamentarier begannen sich, wohl auch
aufgeschreckt durch die eingangs erwähnte «Kasachstan-Affäre», am System zu stören.
20 Ratsmitglieder gaben zu Protokoll, ihre Badges nicht (mehr) zu verteilen. Das
«Göttisystem» sei nicht mehr zeitgemäss und die Wandelhalle könne von den
Parlamentsmitgliedern während einer Session gar nicht mehr benutzt werden, um
gegenseitige Gespräche zu führen, gab etwa Thomas Aeschi (svp, ZG) dem Tages-
Anzeiger zu Protokoll und Andrea Caroni (fdp, AR) sprach in der Appenzeller Zeitung von
einem unwürdigen «Badge-Basar». 
Die «Kasachstan-Affäre» sorgte für eine rasante Zunahme der Medienaufmerksamkeit
zum Thema Lobbying. Neben Empörungsbewirtschaftung waren freilich auch Stimmen
zu hören, welche die Interessenvertretung als eminent wichtig für die Politik
verteidigten: Milizparlamentarierinnen und -parlamentarier seien auf Expertenwissen
und auf Denkanstösse von verschiedenen Seiten angewiesen. Ohne Lobbying würde die
Schweizer Politik nicht funktionieren, zeigten sich etwa die Journalistin Doris Kleck
oder der Politikwissenschafter Fritz Sager im Tages-Anzeiger überzeugt. Es sei nicht
mehr als legitim, dass ein Verband oder eine Firma aktiv versuche, Entscheide
mitzugestalten, von denen ihre Geschäftstätigkeit betroffen sei. Die Teilnahme am
politischen Prozess sei ein «Wesensmerkmal einer funktionierenden Demokratie»
nahm Walter Stüdeli, Geschäftsführer einer Lobbying-Agentur, den Ball weiter auf. 
In einem Beitrag in der Südostschweiz Anfang Februar hatte auch der Bündner
Nationalrat Heinz Brand (svp, GR) versucht, die Zusammenarbeit zwischen
Parlamentsmitgliedern und Interessenvertreterinnen und -vertretern zu beschreiben.
Es sei zwar richtig, dass während der Session zahlreiche Branchen, aber auch
Wirtschaftsregionen und Kantone mit Anlässen um die Aufmerksamkeit der
Parlamentarierinnen und Parlamentarier buhlten – oft könne man am Mittag oder am
Abend «zwischen vier oder fünf Anlässen auswählen» –, diese Veranstaltungen dienten
aber nicht dazu, die Parlamentsmitglieder für spezifische Interessen einzuspannen,
sondern man erhalte dabei eine gute Gelegenheit, sich aus erster Hand zu informieren.
Essen und Trinken sei dabei eher lästige Pflicht – der Sonntagsblick machte die Session
denn auch kurzerhand zur «Fression».
Die Forderung nach mehr Transparenz verstummte hingegen nicht, auch wenn Klaus J.
Stöhlker sie in der Weltwoche als Illusion bezeichnete. Für La Liberté war Transparenz
zur «exigence essentielle» geworden. Freilich gerieten nicht nur die Lobbyisten,
sondern auch die Parlamentarierinnen und Parlamentarier in den Fokus, die selber als
wichtigste Interessenvertreterinnen und -vertreter fungieren. Dies zeige sich etwa –
wie das St. Galler Tagblatt während der Frühjahrssession vorrechnete – bei der
Landwirtschaftspolitik. 3.6 Prozent im ersten Sektor Beschäftigte würden 0.7 Prozent
der Bruttowertschöpfung erbringen. Der Bund gebe aber am sechstmeisten für die
Landwirtschaft aus, was wohl auch damit zu tun habe, dass 13 Prozent der
Nationalrätinnen und Nationalräte im Agrarsektor arbeiteten – ein Umstand, der auch
dem Alkoholgesetz in der Sommersession in «unverschämter Weise» (Aargauer Zeitung)
zum Erfolg verholfen habe. 
Die NZZ schaute sich im Juli die öffentlich zugänglichen Interessenbindungen genauer
an und kam zum Schluss, dass über hundert Verbände ihren Präsidenten oder ihre
Präsidentin im Parlament hatten. Auf Anfrage der Zürcher Zeitung legten insbesondere
jüngere und rot-grüne Parlamentarierinnen und Parlamentarier ihre Einkünfte aus
solchen Nebenmandaten offen, während sich eine grosse Mehrheit der bürgerlichen
Parteimitglieder «in Schweigen hüll[t]en». 
Le Temps zeigte Ende August in einer weiteren Analyse der Anzahl Interessenbindungen
auf, dass diese Zahl in den letzten Jahren zugenommen habe – von total 1'876 im Jahr
2010 auf aktuell 2'025 (2015). In einem Fraktionsvergleich zeigte sich, dass in der
aktuellen Legislatur die FDP mit 11.95 Mandaten pro Parlamentssitz am stärksten mit
verschiedenen Interessengruppen verknüpft ist, gefolgt von der CVP (9.63) und der BDP
(9.1). Die SP (7.56) ist laut Le Temps stärker verbandelt als die SVP (6.33). Schlusslichter
bilden die GLP mit 6.14 bzw. die Grünen mit 6.12 Interessenbindungen pro
Fraktionsmitglied. Freilich sage die schiere Zahl an Verbindungen noch nichts über den
tatsächlichen Einfluss von Interessenorganisationen aus, so Le Temps.  
Ebenfalls zum Thema wurde bald auch, wie viel Geld Parlamentarierinnen und
Parlamentarier für die Interessenvertretung mittels Verwaltungsratsmandaten
verdienten und welche Geschenke und Einladungen sie von wem erhalten – Themen,
die auch Eingang in die nunmehr wesentlich virulenter geführte Diskussion über die

01.01.65 - 23.04.24 6ANNÉE POLITIQUE SUISSE — SÉLECTION D'ARTICLES SUR LA POLITIQUE SUISSE



parlamentarischen Vorstösse für mehr Transparenz fanden (z.B. Pa.Iv. 14.472 oder Pa.Iv.
15.437). Gewarnt wurde aber zusehends auch davor, dass mehr Transparenz auch zu
mehr Professionalisierung führen könne.
Nicht in der Politik, sondern in der Verwaltung machte die Weltwoche die stärkste
Beeinflussung von Politik aus: Dort werde die Gesetzgebung nämlich am meisten
beeinflusst. Ruedi Noser (fdp, ZH) merkte dazu in der NZZ an, dass Lobbying als
wichtige Informationsquelle auch als Gegengewicht zur starken Verwaltung wirken
könne. Es sei wichtig, dass Politikerinnen und Politiker gut vernetzt seien, gab Joachim
Eder (fdp, ZG) der Luzerner Zeitung zu Protokoll. 
Auch wenn in der zweiten Jahreshälfte, also nach dem Abflauen der «Kasachstan-
Affäre» das Medieninteresse wieder stark abnahm, dürfte die Berichterstattung doch
auch zu einer gesellschaftspolitischen Sensibilisierung geführt haben. Le Temps
prognostizierte denn auch im Dezember, dass die neu gewählten Parlamentarierinnen
und Parlamentarier wohl vorsichtiger mit Interessenvertretungen umgehen werden. 5

Die Angriffe auf die aktuelle Regelung zu den Spesenentschädigungen von
Parlamentarierinnen und Parlamentariern wurden durch eine parlamentarische
Initiative von Martina Geissbühler (svp, BE) erweitert. Zwar wurde einer ihrer beiden
Vorstösse von der SPK-NR zur Ablehnung empfohlen, ihre Idee aber,
Übernachtungsspesen nur noch auszuzahlen, wenn ein entsprechender Beleg vorgelegt
wird, passte gut zur von beiden staatspolitischen Kommissionen Folge gegebenen
parlamentarischen Initiative Eder und wurde deshalb von der SPK-NR mit 11 zu 11
Stimmen und Stichentscheid des Präsidenten Heinz Brand (svp, GR) zur Annahme
empfohlen. In der Kommission umstritten war wohl die zweite Forderung dieses
Vorstosses, nämlich die Reduzierung der Essensspesen bei halbtägigen Sitzungen auf
CHF 60. 6
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Seit der sogenannten «Kasachstan-Affäre» waren einige Monate vergangen und im
Parlament schien das Thema Lobbying im Jahr 2017 – mit Ausnahme einer
parlamentarischen Initiative Berberat (sp, NE) mit der Forderung nach transparenterem
Lobbying, die von den Räten wie eine heisse Kartoffel hin- und hergeschoben wurde –
an Priorität verloren zu haben. Dies sah in der gesellschaftlichen Debatte allerdings
etwas anders aus.  

Im Frühling sorgte eine Idee von Pierre-Yves Maillard (VD, sp) und Mauro Poggia (GE,
mcg) für Schlagzeilen. Die beiden Regierungs- und ehemaligen Nationalräte wollten mit
einer Volksinitiative dafür sorgen, dass Parlamentsmitglieder nicht mehr im
Verwaltungsrat einer Krankenkasse sitzen oder anderweitig mit einer solchen
verbunden sein dürfen. Damit sollten die steigenden Krankenkassenprämien gebremst
werden. Die Idee stiess bei betroffenen Parlamentsmitgliedern auf Gegenwehr: Konrad
Graber (cvp, LU), Verwaltungsrat der CSS, und Heinz Brand (svp, GR), Präsident des
Krankenkassen-Dachverbandes Santésuisse, hielten die Idee für nicht zielführend. Es
handle sich um eine «Verunglimpfung der Krankenkassen», gaben sie der Luzerner
Zeitung zu Protokoll. Die Unterschriftensammlung für das Begehren wurde im Oktober
2017 gestartet.  

Mitte März legte die Staatengruppe gegen die Korruption (Greco), bei der die Schweiz
seit 2006 Mitglied ist, einen Bericht vor, der mehrere Schwachstellen im Schweizer
Lobbyismussystem aufzeigte und Empfehlungen abgab. Unter anderem sollten
Parlamentsmitglieder verpflichtet werden, bei Ratsverhandlungen Interessenkonflikte
aktiv offenzulegen. Das Register der Interessenbindungen reiche nicht aus. Zudem
müssten finanzielle Interessen von Parlamentarierinnen und Parlamentariern
transparent gemacht werden. Dies ist in der Schweiz nach wie vor freiwillig. Die
Organisation Lobbywatch veröffentlichte eine Liste, mit der aufgezeigt wurde, dass
lediglich 37 Parlamentsmitglieder die Einkünfte aus ihren Mandaten vollständig
deklarierten. 

Eine Analyse von Forschern der Universitäten Lausanne und Genf um André Mach
wurde Mitte Mai von der Sonntags-Zeitung breit aufgemacht. Erstens zeigten die Daten,
dass sich die relevanten Interessenbindungen von Parlamentsmitgliedern zwischen 1992
und 2015 mehr als verdoppelt hatten, zwischen 2007 – seit dann müssen auf der Basis
des 2002 revidierten Parlamentsgesetzes alle Interessenbindungen obligatorisch
angegeben werden – und 2015 haben sie um 20 Prozent zugenommen. Für die Analyse
gilt eine Verbindung dann als relevant, wenn ein Mandat einem Sachgebiet zugeordnet
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werden kann, zu dem das Parlamentsmitglied einen Bezug hat, etwa weil es in einer
entsprechenden Kommission sitzt. Zugenommen haben laut der Studie insbesondere
Verbindungen zu Interessenverbänden, welche die Parlamentarierinnen und
Parlamentarier für Sitzungen, die laut Sonntags-Zeitung auch in Sitzungszimmern im
Bundeshaus selber stattfanden, mit «vielen Tausend Franken pro Jahr» entschädigten –
der Sonntags-Blick sprach von CHF 20'000 für vier Sitzungen, die Parlamentsmitglieder
etwa von der Groupe Mutuel erhalten haben sollen. Der Austausch von Expertenwissen
sei zwar für Milizparlamentarier wichtig, allerdings sei nicht klar, weshalb dies entlohnt
werden müsse, fragte die Sonntags-Zeitung rhetorisch. Die Zunahme der Bindungen
könne freilich durchaus auch als Zeichen für mehr Transparenz gelesen werden,
befanden die Forscher. Früher habe Interessenvertretung eher informell und im
vorparlamentarischen Prozess stattgefunden. Heute sei die Einflussnahme während des
parlamentarischen Prozesses wohl auch aufgrund des grösseren Parteienwettbewerbs
wichtiger und werde hier auch etwas transparenter. 
Eine Analyse der NZZ, die auf den gleichen Daten des «Observatoriums der Schweizer
Eliten (Obelis)» beruhte, brachte ein weiteres Argument für ein zunehmend
professionalisiertes Lobbying ins Spiel. Die Zeitung zeigte auf, dass sich die Wirtschaft
in den letzten 60 Jahren stark von der Politik entflechtet habe. Vor 60 Jahren habe
jedes vierte Parlamentsmitglied ein Spitzenamt in der Wirtschaft belegt, was heute
nicht mehr so sei. Die Überlegung liegt nahe, dass das damalige unmittelbare Lobbying
durch eine stärker mittelbares und organisierteres abgelöst wurde.

Auf Antrag von Thomas Minder (parteilos, SH) wurde in der Sommersession 2017 von den
Parlamentsdiensten eine «Lobbyistenzählung» durchgeführt, wie dies der «Blick»
betitelte. Zugang zum Parlament erhält, wer einen der beiden Dauerzutrittsausweise
(Badges) besitzt, die jedes Parlamentsmitglied vergeben darf, oder wer einen
Tagesausweis erhält, der ebenfalls von Parlamentsmitgliedern ausgestellt werden kann.
Während der 11 Tage der Sommersession wurden 127 Lobbyierende mit Dauerzutritt und
386 mit Tagesausweis gezählt. Während die einen die Zahl als «an der oberen Grenze»
beurteilten (Pirmin Bischof; cvp, SZ), fanden Lobbyistenkreise die rund 50 Personen pro
Tag angemessen (z.B. Andreas Hugi; CEO eines Beratungsbüros). Zu reden gab aber die
hohe Zahl an Tageskarten. Damit würden die Transparenzregeln unterlaufen,
befürchtete Didier Berberat in der Zeitung Le Temps. 

Dass Interessengruppen gezielt auf Kommissionsmitglieder zugehen, zeigte eine Mitte
Juli 2017 veröffentlichte Untersuchung des Sonntags-Blick zur Gesundheitspolitik.
Allerdings – so das Sonntagsblatt – seien es nicht so sehr die Krankenkassen, sondern
die Ärzte, Spitäler und Patientenorganisationen sowie die Pharmaindustrie, die viele
Mandate vergeben hätten. «Die Genossen mit den Ärzten, die Liberalen mit der Pharma,
die CVP mit allen» fasste der Sonntagsblick den Befund zusammen, «wer mit wem im
Krankenbett» stecke. 7

Zu Beginn der Wintersession 2018 schritt der Nationalrat zur jährlichen Wahl des
Nationalratspräsidiums. Der scheidende Präsident Dominique de Buman (cvp, FR)
betonte in seiner Rede, dass er sich in seinem Präsidialjahr durch zahlreiche Kontakte
im In- und Ausland bewusst geworden sei, wie gross das Privileg sei, in der Schweiz in
Glück und Würde leben zu können. Dafür seien nicht zuletzt die Institutionen
verantwortlich. Erwartungsgemäss wurde die amtierende erste Vizepräsidentin, Marina
Carobbio (sp, TI), zur neuen Präsidentin der grossen Kammer gewählt. Zum ersten Mal
wurde damit eine Tessiner Genossin höchste Schweizerin. Die sieben bisherigen
Nationalratspräsidenten aus dem Südkanton hatten der CVP oder der FDP angehört.
Carobbio wurde mit 154 von 183 Stimmen zur 198. Präsidentin bestimmt (9 leer, 2
ungültig, 18 Diverse). In ihrer Rede, die sie auf Italienisch hielt – Carobbio hatte
angekündigt, die Sitzungen vor allem in der dritten Landessprache leiten zu wollen –,
gab die Tessinerin ihrer Hoffnung Ausdruck, dass sie in ihrem Amt mehr Frauen und
junge Menschen für die Politik interessieren könne. Ihre erste Amtshandlung war, nach
einem kurzen musikalischen Intermezzo, die Leitung der Wahl der beiden
Vizepräsidien. Zur ersten Vizepräsidentin stieg die amtierende zweite Vizepräsidentin,
Isabelle Moret (fdp, VD), auf. Auf 162 der 188 eingelangten Wahlzetteln stand ihr Name (6
blieben leer, 2 waren ungültig und 18 fielen auf Diverse). 
Für etwas Spannung sorgt im Vorfeld des nationalrätlichen Sesselrückens jeweils die
fraktionsinterne Bestimmung der Kandidatin oder des Kandidaten für die Besetzung des
zweiten Vizepräsidiums. Da die Person auf diesem Posten zuerst zum ersten
Vizepräsidenten oder zur ersten Vizepräsidentin aufsteigt und ein Jahr später dann das
Präsidium übernimmt, bestimmt eine Fraktion, wer in drei Jahren höchste Schweizerin
oder höchster Schweizer wird. Turnusgemäss entfiel diese Aufgabe für die Periode
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2018/19 auf die SVP. Nachdem sich der aussichtsreichste Kandidat Felix Müri (svp, LU)
aus dem Rennen genommen hatte, bewarben sich vier SVP-Mitglieder für das begehrte
Amt. Weil Pierre-André Page (svp, FR) wie der scheidende Präsident de Bumann aus
dem Kanton Freiburg stammt, Andreas Aebi (svp, BE) wie die Präsidentin 2015/16,
Christa Markwalder (fdp, BE), aus Bern stammt und David Zuberbühler (svp, AR) als zu
jung und unerfahren galt, fiel die Wahl auf Heinz Brand (svp, GR), der von der SVP zum
designierten Nationalratspräsidenten für das Jahr 2021 bestimmt wurde – gesetzt der
Fall, dass er bei den eidgenössischen Wahlen 2019 auch wiedergewählt wird. Zumindest
die Wahl von Brand zum zweiten Vizepräsidenten war in der grossen Kammer eher
wenig umstritten: Er erhielt 146 von 169 möglichen Stimmen. Von den 182 eingelangten
Wahlzetteln blieben 12 leer, einer ungültig und 23 Stimmen entfielen auf andere
Personen. 8

Auch 2021 interessierte das Thema Lobbying die Medien nicht mehr wie in früheren
Jahren. Einzig die parlamentarische Initiative von Beat Rieder (mitte, VS), mit der dem
sogenannten «Parlamentariershopping» – die Rekrutierung von Ratsmitgliedern durch
Organisationen, die sich Einfluss in der Kommission des entsprechenden Ratsmitglieds
erhoffen – Einhalt geboten werden sollte, sorgte für etwas mediale Aufmerksamkeit,
weil sie zu scheitern drohte, obwohl ihr die beiden SPK Folge gegeben hatten. Der
Sonntagsblick etwa befürchtete, dass bei Fallenlassen der parlamentarischen Initiative
die Revolution ende, bevor sie überhaupt begonnen habe. Weiter bemängelte das Blatt,
dass das Parlament eine «Dunkelkammer» bleibe und sich damit der Eindruck halte,
«Parlamentarier seien statt der besten Lösung ihrem Geldgeber verpflichtet». Auch der
Tages-Anzeiger kritisierte die SPK-SR, die mit einer «Kehrtwende» das «Anti-Filz-
Gesetz» zum Absturz bringe. In der Tat hatte die Kommission der parlamentarischen
Initiative anfänglich Folge gegeben, empfahl sie nun aber zur Abschreibung, weil die
Umsetzung zu kompliziert und nicht befriedigend sei, so Daniel Fässler (mitte, AI) im St.
Galler Tagblatt. 

Dass dieses «Parlamentariershopping» auch ohne Umsetzung der Initiative Rieder «an
Grenzen» stosse, urteilte die NZZ. Die Zeitung erachtete die Schwierigkeiten des
Krankenkassenverbandes Santésuisse, sein Präsidium zu besetzen, als Hinweis hierfür.
Habe früher gegolten, dass das grosse Los gezogen habe, wer es in die
Gesundheitskommissionen SGK-NR oder SGK-SR schaffe, weil sich
Gesundheitsverbände auf diese Parlamentsmitglieder «stürzen [...] und sie mit
lukrativen Mandaten» versehen, hätten aktuell verschiedene bürgerliche
Parlamentarierinnen und Parlamentarier die ihnen angebotenen Verbandspräsidien
abgelehnt. Eine Neubesetzung wäre aber laut NZZ deshalb nötig, weil Heinz Brand (svp,
GR), der als Präsident dem Verband bisher den «direkten Draht» ins Parlament
gesichert habe, bei den eidgenössischen Wahlen 2019 nicht mehr wiedergewählt
worden war. Die Zurückhaltung der Parlamentarierinnen und Parlamentarier, so die
NZZ, sei vielleicht auch auf die zunehmende Kritik am «Parlamentariershopping»
zurückzuführen. Als ehemaliger Nationalrat sei der nach wie vor amtierende Präsident
Heinz Brand zudem nach wie vor gut vernetzt und würde sich weniger dem Vorwurf des
Lobbyings aussetzen, so die Zeitung. 9
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Nur mit dem Stichentscheid ihres Präsidenten Heinz Brand (svp, GR), bei 12 zu 12
Stimmen und einer Enthaltung, gab die SPK-NR einer parlamentarischen Initiative
Aebischer Folge, die persönliche Mitarbeitende für Parlamentsmitglieder fordert. Im
Parlamentsressourcengesetz ist geregelt, dass Parlamentarierinnen und Parlamentarier
eine Jahrespauschale von CHF 33'000 für Personal- und Sachausgaben erhalten.
Matthias Aebischer (sp, BE) schlägt nun vor, dass diese Pauschale mit der Ermöglichung
der Anstellung von persönlichen Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern ersetzt werden soll.
Der Bund müsste für maximal 80 Stellenprozent aufkommen und eine Jahrespauschale
von CHF 10'000 für die Infrastruktur der Mitarbeitenden zur Verfügung stellen.
Aebischer argumentierte mit zunehmender Arbeitsbelastung, die nicht nur zu
gesundheitsgefährdender Überlastung, sondern auch dazu führe, dass visionäre Ideen
auf der Strecke blieben. 
Die Kommission wies in der Begründung ihres positiven Beschlusses darauf hin, dass
die Qualität der parlamentarischen Arbeit gesichert werden müsse. Nicht nur müssten
Parlamentsmitglieder gut informiert sein, um Regierung und Verwaltung die Stirn bieten
zu können, sondern die Repräsentationsfunktion des Mandats bringe es auch mit sich,

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 15.04.2016
MARC BÜHLMANN

01.01.65 - 23.04.24 9ANNÉE POLITIQUE SUISSE — SÉLECTION D'ARTICLES SUR LA POLITIQUE SUISSE



dass zahlreiche Anfragen von Medien und Bürgerschaft beantwortet werden müssten.
Dies sei alleine kaum mehr zu bewältigen. Die starke Minderheit wollte sich für das
bisherige System einsetzen, weil dieses mehr Flexibilität erlaube. 10

Nach der Konstituierung und Vereidigung des Nationalrats, schritt dieser – noch einmal
geleitet von der Alterspräsidentin Maya Graf (gp, BL) – zur Wahl des
Nationalratspräsidiums 2019/20. Die amtierende erste Vizepräsidentin, Isabelle Moret
(fdp, VD), wurde erwartungsgemäss als Präsidentin bestimmt. Von den 200 ausgeteilten
Wahlzetteln waren 2 ungültig und 5 entfielen auf Diverse. Mit 193 Stimmen gelang der
14. Frau im Präsidentenamt ein Rekordresultat. Damit wurde zum 19. Mal eine
Volksvertretung aus dem Kanton Waadt ins oberste Schweizer Amt gewählt. 
Moret dankte in ihrer Rede ihrer Vorgängerin Marina Carobbio Guscetti (sp, TI), die die
Repräsentation der Frauen in der Politik immer wieder thematisiert habe – mit Freude
nehme sie auch die Zahl der Frauen im Saal zur Kenntnis. Es sei Moret auch hinsichtlich
der Feierlichkeiten zum 50-jährigen Jubiläum der Einführung des Frauenstimmrechts
ein Anliegen, die Bemühungen ihrer Ratskollegin weiterzuführen. Das neue Parlament
habe die Chance, wichtige Themen anzupacken: So etwa die Familien- und
Gleichstellungspolitik, die Reform der Sozialversicherungen, die Umweltpolitik, aber
auch die Gesundheitspolitik, momentan eine der grössten Sorgen der Schweizerinnen
und Schweizer. Mit ihrem Ausruf «Vive la Suisse! Es lebe die Schweiz! Viva la Svizzera!
Viva la Svizra!» erntete die neue Präsidentin Applaus. Bevor sie zur Wahl des ersten
Vizepräsidenten überleitete, verwies Moret auf den Umstand, dass das Parlament nicht
nur noch nie so weiblich, sondern auch noch nie so jung gewesen sei. Als Zeichen, wie
wichtig die Jugend sei, liess Moret die olympische Flamme der Jugend-Winterspiele,
die im Januar 2020 im Kanton Waadt stattfinden werden, in den Saal tragen. Dies solle
ein Ansporn für die Schweizer Jugend sein, über sich selbst hinauszuwachsen.    
Zum ersten Vizepräsidenten wurde im Anschluss Andreas Aebi (svp, BE) gewählt. Für
dieses Amt wäre eigentlich Heinz Brand (svp, GR) vorgesehen gewesen. Der Bündner,
der im November 2018 zum ersten Vizepräsidenten gekürt worden war, war allerdings
bei den eidgenössischen Wahlen nicht wiedergewählt worden. Aebi, der 2018 innerhalb
der SVP neben Brand ebenfalls als Kandidat für das Amt gehandelt worden war und jetzt
zum Handkuss kam, erhielt 178 Stimmen. Von den ausgeteilten Wahlzetteln blieben 9
leer und auf 13 standen andere Namen als jener des Berner SVP-Mitglieds. 
In der Folge wurde Irène Kälin (gp, AG) zur zweiten Vizepräsidentin bestimmt. Die
Aargauerin erhielt vergleichsweise wenige 112 Stimmen. Von den 195 eingelangten
Wahlzetteln blieben 23 leer und 3 waren ungültig. Andere Personen erhielten 57
Stimmen, darunter Regula Rytz (gp, BE; 23 Stimmen) und Bastien Girod (gp, ZH; 11
Stimmen). Das magere Resultat dürfte – neben der Parteizugehörigkeit der neuen
zweiten Vizepräsidentin – auch damit zusammenhängen, dass Kälin erst seit 2017 im
Nationalrat sass. Kälin war von der Fraktion der grünen Partei Ende November 2019
nominiert worden. 
Die vier Stimmenzählenden und die vier Ersatzstimmenzählenden wurden in globo
gewählt. Auch hier zeigten sich aufgrund der Stimmenzahl einige ideologische
Animositäten, alle acht wurden aber letztlich deutlich gewählt. Zu Stimmenzählerinnen
und -zählern wurden Edith Graf-Litscher (sp, TG; 193 Stimmen), Roland Rino Büchel
(svp, SG; 194 Stimmen), Daniel Brélaz (gp, VD; 179 Stimmen) und Benjamin Roduit (cvp,
VS; 187 Stimmen) gewählt. Die vier sind damit Mitglieder des Büro-NR und sitzen dem
Ratsplenum gegenüber, mit der Präsidentin im Rücken. Am gleichen Ort sitzen die
Ersatzstimmenzählerinnen und -zähler, die aber nicht Mitglieder des Büros sind: Yvette
Estermann (svp, LU; 191 Stimmen), Pierre-Alain Fridez (sp, JU; 193 Stimmen), Gerhard
Andrey (gp, FR; 192 Stimmen) und Philipp Kutter (cvp, ZH; 190 Stimmen). 11
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Droits populaires

Die vor allem im Rahmen der Umsetzung und Lancierung von Volksinitiativen diskutierte
Kontroverse um das Verhältnis zwischen Bundesrecht und Völkerrecht wird 2014 wohl
zu einigen weiteren parlamentarischen Debatten führen. Vertreter der SVP reichten im
Berichtjahr nämlich nicht weniger als drei parlamentarische Initiativen zum Thema ein.
Der Vorstoss von Brand (svp, GR) fordert einen Vorrang der Bundesverfassung über das
Völkerrecht, die parlamentarische Initiative Rutz (svp, ZH) will, dass die Angleichung
oder Auslegung völkerrechtlicher Verträge und Bestimmungen an das Schweizer
Landesrecht dem Referendum unterstellt wird und die parlamentarische Initiative
Stamm (svp, AG) fordert, dass völkerrechtliche Verträge vom Bundesrat gekündigt oder
neu ausgehandelt werden müssen, wenn diese der (auch aufgrund von angenommenen
Initiativen revidierten) Bundesverfassung widerspricht. Die SVP hatte im Rahmen der
Präsentation eines Positionspapiers das Völkerrecht als undemokratisches Recht
bezeichnet, weil dieses von Organisationen beschlossen werde, die demokratisch nicht
legitimiert seien. Die Volkspartei dachte zudem laut über die Lancierung einer
Volksinitiative zu diesem Thema nach. Ebenfalls im Berichtjahr noch nicht im Parlament
behandelt wurde ein vom Bundesrat Ende 2013 zur Annahme beantragtes Postulat der
FDP, mit dem ein Bericht zum Verhältnis von Landesrecht und Völkerrecht,
insbesondere im Hinblick auf mögliche Hierarchiestufen, gefordert wird. Schliesslich
mischte sich auch das Bundesgericht aktiv in die Debatte ein. Noch im Februar hatten
sich die Bundesrichter dafür ausgesprochen, dass die Rechtsprechung des
Europäischen Gerichtshofes für Menschenrechte (EGMR) Vorrang selbst gegenüber
Verfassungsnormen geniesse. Die Richter sprachen sich dabei in einem Urteil
insbesondere gegen einen Automatismus in der Ausschaffungsinitiative aus. Die
faktische Überordnung von Völkerrecht über Landesrecht durch das oberste Gericht
rief bei der SVP geharnischte Reaktionen hervor. Nachdem der EGMR dann aber im
September die Schweiz verurteilte, weil diese einen nigerianischen Drogenkurier hatte
ausweisen wollen und das Bundesgericht in der Folge zunehmend mit Beschwerden von
kriminellen Ausländern konfrontiert wurde, die sich auf diesen Fall beriefen, machten
die Lausanner Bundesrichter deutlich, dass sie den Entscheid des EGMR für zweifelhaft
hielten. 12
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Mit einer parlamentarischen Initiative strebte Heinz Brand (svp, GR) die Superiorität der
Verfassung über Völkerrecht an. Stein des Anstosses waren die Diskussionen um die
Umsetzung von Volksinitiativen. Die SVP forderte – auch in zwei weiteren ähnlichen
Vorstössen – vehement, dass Initiativen, die von der Stimmbevölkerung und den
Ständen angenommen wurden auch dann umgesetzt werden sollen, wenn sie nicht-
zwingendem Völkerrecht widersprechen. Zudem forderte Brand mit seinem Begehren,
dass der Bundesrat keine völkerrechtlichen Verträge mehr abschliessen dürfe, wenn
diese der Bundesverfassung widersprechen. Ziel seines Vorstosses sei nicht die
Nichtbeachtung des Völkerrechts, machte der Initiant deutlich, sondern die Klärung des
Vorranges bei Widersprüchen zwischen Völkerrecht und Landesrecht. Die SPK-NR hatte
für die Initiative mit 16 zu 7 Stimmen Ablehnung beantragt mit der Begründung, dass im
Falle eines Konfliktes zwischen Landesrecht und Völkerrecht ohne Verfassungsregelung
pragmatische Lösungen möglich seien, weil so von Fall zu Fall abgewogen werden
könne. Eine starre Lösung, wie sie von der Initiative Brand vorgeschlagen werde, hätte
hingegen beachtliche negative Auswirkungen auf die Schweiz, die als kleines Land an
einem funktionierenden internationalen Rechtssystem interessiert sein müsse und sich
nicht isolieren dürfe. Mit einer Umsetzung der Initiative müssten aber einmal
abgeschlossene internationale Verträge bei Annahme von Initiativbegehren immer
wieder umgestossen werden, was zu grosser Rechtsunsicherheit auch und vor allem für
die Wirtschaft führen könnte. In der Ratsdebatte standen verschiedene SVP-Redner als
Befürworter des Vorstosses auf verlorenem Posten. Die 52 SVP-Stimmen standen 127
Stimmen aus allen anderen Lagern (bei einer Enthaltung aus der CVP-Fraktion)
gegenüber. 13
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Structures fédéralistes

Relations entre la Confédération et les cantons

Die totalrevidierte Verfassung des Kantons Schwyz bzw. die darin enthaltene
Wahlrechtsreform hatte bereits 2012 zu einigen Diskussionen bei der sonst in der Regel
in den Räten kaum debattierten Gewährleistung kantonaler Verfassungen geführt. Der
Bundesrat hatte, gestützt auf einen Bundesgerichtsentscheid, der das neue Wahlrecht
des Kantons Schwyz als verfassungswidrig beurteilte, beantragt, das neue
Proporzwahlverfahren aufgrund des hohen natürlichen Quorums in den
Einerwahlkreisen nicht zu gewährleisten. Der Ständerat widersetzte sich Ende 2012
dieser Empfehlung und stimmte knapp einem Minderheitsantrag auf vollständige
Gewährleistung der neuen Verfassung des Kantons Schwyz zu. Das Geschäft kam in der
Frühjahrssession in den Nationalrat. Auch dort kam es zu einer ausführlichen Debatte,
in der sich wie im Ständerat zwei Argumentationsmuster gegenüberstanden: Eine
vorwiegend bürgerliche Seite setzte sich für eine direktdemokratisch legitimierte
Kantonsautonomie ein. Die andere Seite – die geschlossenen SP, GP und GLP-
Fraktionen, die Hälfte der FDP Liberale Fraktion, einige Abweichler von CVP und FDP
sowie Heinz Brand (GR) als einziger Abweichler der SVP – betonte, dass der Nationalrat
einen Verfassungsauftrag habe und quasi eine justiziale Verantwortung übernehmen
müsse, wenn eine kantonale Verfassung nicht bundesrechtkonform sei. Weil die Stimme
eines Wahlberechtigten im Kanton Schwyz nicht überall ein ähnliches Gewicht habe,
verletze die neue Schwyzer Verfassung Bundesrecht. Mit 94 zu 92 Stimmen bei drei
Enthaltungen folgte die grosse Kammer äusserst knapp dem Vorschlag des Bundesrates
und gewährleistete die Verfassung des Kantons Schwyz mit Ausnahme des neuen
Wahlrechts (Paragraf 48, Absatz 3). Im Ständerat wurde anschliessend und ebenfalls
noch in der Frühjahrssession nur noch über den umstrittenen Paragrafen debattiert.
Die kleine Kammer beharrte mit 24 zu 18 Stimmen bei einer Enthaltung auf ihrem
positiven Entscheid, mit dem auch das neue Wahlrecht gewährleistet werden sollte. In
der Debatte wurde auch darauf verwiesen, dass man die Nationalratswahlen, die ja
ebenfalls in Einerwahlkreisen mit Quasi-Majorz durchgeführt würden, auch nicht
moniere, und dass dies eine über hundertjährige Praxis darstelle. Weil allerdings auch
der Nationalrat, diesmal mit 100 zu 91 Stimmen, erneut auf seinem wenige Tage zuvor
gefällten Entscheid beharrte, wurde Paragraf 48 Absatz 3 der neuen Schwyzer
Kantonsverfassung nicht gewährleistet. Konkret bedeutete dies, dass der Kanton
Schwyz ein neues Wahlgesetz ausarbeiten muss. Bis Ende Jahr lagen hierfür nicht
weniger als zehn verschiedene Vorschläge vor. Der abschlägige Entscheid des
Nationalrats verhinderte zwar einen Konflikt zwischen nationaler Legislative und
Judikative, löste aber in der Innerschweiz grosse Empörung aus. In den Kantonen Zug,
in dem ebenfalls eine Reform des Wahlrechts anstand, und Graubünden, wo das in
juristischen Kreisen ebenfalls umstrittene, reine Majorzverfahren gilt, wurde sogar laut
über eine Standesinitiative nachgedacht, die eine Änderung der Bundesverfassung
fordert, damit sich der Bund und das Bundesgericht nicht mehr in kantonale
Angelegenheiten einmischen können. Allerdings nahm die Zuger Bevölkerung entgegen
der Empfehlung der bürgerlichen Parteien Ende September das bundesrechtskonforme
Doppelproporzverfahren an (so genannter doppelter Pukelsheim). Dieselbe
Entscheidung fiel auch im Kanton Nidwalden. Die bisher als Formsache geltende
Gewährleistung kantonaler Verfassungsänderungen dürfte auch in Zukunft zu reden
geben, da im Berichtsjahr in einzelnen Kantonen verfassungsrechtlich heikle Initiativen
angenommen wurden – so etwa das Burkaverbot im Kanton Tessin oder die
Einbürgerungsinitiative im Kanton Bern. 14
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Elections des parlements cantonaux

Die Wahlen in den 120-köpfigen Grossrat des Kantons Graubünden finden nach dem
Majorzsystem statt. Nur hier und in den Kantonen Appenzell Innerhoden und Appenzell
Ausserrhoden werden die Parlamentsmandate noch nach dem Mehrheitswahlsystem
vergeben. 
In Graubünden waren die Nachwehen der Abspaltung der einstigen SVP in die kantonale
BDP nach wie vor spürbar. Nicht nur beim Kampf um die Regierung, sondern auch bei
den Grossratswahlen standen sich BDP und SVP gegenüber. Die noch junge, neu wieder
gegründete SVP war einst neben der CVP dominante Partei, verlor aber ihre
Vorherrschaft 2008, als praktisch alle damaligen Mitglieder zur frisch gegründeten BDP
gewechselt hatten, weil die SVP Schweiz die Bündner Sektion ausgeschlossen hatte, um
die Wahl von Eveline Widmer-Schlumpf zur Bundesrätin zu bestrafen. Am Schluss
blieben der alten und neu gegründeten SVP lediglich noch zwei der ursprünglich 32
Sitze, die bei den Wahlen 2010 auf vier verdoppelt werden konnten. Dass die SVP bei
den Bündnerinnen und Bündnern nach wie vor punkten kann, zeigte sich nicht nur
aufgrund der hohen Zustimmung zur Masseneinwanderungsinitiative, sondern auch bei
der Rekrutierung von Parteimitgliedern, die laut Nationalrat Brand (svp, GR) ziemlich
erfolgreich verlief – rund 2'200 Mitglieder weise die Volkspartei im Kanton Graubünden
auf. Eine Mitte Februar von der Zeitung Südostschweiz in Auftrag gegebene
Wählerbefragung machte aber auch den Rückhalt der BDP in der Bevölkerung deutlich.
Die Befragten trauten es am ehesten der BDP zu, ihre beiden Hauptsorgen
Wirtschaftsprobleme und Tourismuskrise zu lösen. Die Voraussetzungen dafür, dass die
BDP die Bewährungsprobe bestehen und ihre 26 Sitze mindestens verteidigen kann –
angestrebtes Ziel waren 30 Sitze – waren gut, weil nur drei ihrer Grossräte nicht mehr
kandidierten. Die Umfrage zeigte allerdings auch, dass man der SP, der CVP und
insbesondere der GLP generell wenig zutraut. Das war bei der jungen GLP, die seit den
Wahlen 2010 über 2 Sitze verfügte, allerdings nicht weiter verwunderlich. Die
Grünliberalen setzten sich denn auch zum Ziel, Fraktionsstärke, also mindestens fünf
Sitze zu erreichen. Die SP, die bei den letzten Wahlen zwei Sitze verloren hatte und
noch 12 Mandate inne hatte, war im Kanton Graubünden lediglich Aussenseiterin. Das
hat teilweise mit dem Majorzwahlsystem zu tun, das grosse Parteien bevorzugt: In vielen
Wahlkreisen lohnte es sich für die Genossen gar nicht, anzutreten. Auf der anderen
Seite musste die Partei allerdings während der Legislatur einen Drittel ihrer Sitze durch
nachrutschende Stellvertreter ersetzen. Die CVP – mit 33 Mandaten die zweitstärkste
Fraktion im Bündner Grossrat – hatte seit 2003 an Sitzanteilen verloren und musste bei
den letzten Wahlen gar die FDP an sich vorbeiziehen lassen. Um mindestens die eigenen
Sitze zu verteidigen, müsste die CVP auch wieder ausserhalb ihrer Stammbezirke in der
Surselva punkten können. Dort stiess sie aber auf den Widerstand der FDP, bei der die
Verteidigung der Spitzenposition fraglich war, weil nicht weniger als 12 FDP-Grossräte
nicht mehr antraten. Ein wichtiges Thema im Wahlkampf waren die geplante Reform
des Finanzausgleiches und eine anstehende Gebietsreform. Darüber hinaus waren auch
die Folgen der Masseneinwanderungsinitiative für die Tourismusregion Graubünden ein
Dauerbrenner. So schlug etwa die SVP vor, die Bündner Regierung solle sich dafür
einsetzen, den Mehrwertsteuersatz für die Hotellerie von 3,8% auf 2,5% zu senken -
was der SVP prompt die Kritik einbrachte, sie versuche hier, Wiedergutmachung zu
betreiben. Insgesamt wurde der Wahlkampf in den Medien allerdings als langweilig und
gar als einschläfernd bezeichnet. Dies hat aber durchaus auch mit dem Wahlsystem zu
tun, bei dem sich die Kandidierenden jeweils nur in ihrem Wahlkreis präsentieren
müssen und dort in der Regel sowieso schon bekannt sind. Ob der geringen Spannung
wurden nicht nur kaum Veränderungen erwartet, sondern auch eine wie schon vor vier
Jahren geringe Wahlbeteiligung befürchtet. Für Verwirrung sorgte eine Wahlzettel-
Panne im Unterengadin, wo anscheinend falsch bedruckte Ausschuss-Zettel versandt
worden waren, was erst rund zweieinhalb Wochen vor den Wahlen bemerkt wurde. 
Bei den Wahlen Mitte Mai konnten sowohl die BDP als auch die SVP einen Erfolg
verbuchen. Die SVP konnte ihr Dasein als Kleinpartei hinter sich lassen und erreichte
die angestrebte Fraktionsstärke, indem die Sitzzahl erneut mehr als verdoppelt werden
konnte (neu: 9 Sitze; +5). Leicht zulegen konnte auch die BDP, die mit einem Sitzgewinn
neu auf 27 Grossratssitze kommt. Die Niederlage der BDP bei den Berner Wahlen
wiederholte sich in Graubünden also nicht, was allerdings auch auf die Unterschiede im
Wahlverfahren zurückzuführen sein dürfte. Die beiden anderen bürgerlichen Parteien
mussten beide Sitzverluste in Kauf nehmen. Die CVP deren zwei (neu: 31 Sitze) und die
FDP gar deren vier (neu: 34 Sitze), wobei zwei Sitze erst im zweiten Wahlgang errungen
werden konnten. In vier Bünder Kreisen (Ilanz, Klosters, Rhäzüns, Sur Tasna) fanden
zweite Wahlgänge statt und im Kreis Suot Tasna musste eine Nachwahl angesetzt
werden, weil Jon Domenic Parolini (bdp) dort gewählt, gleichzeitig aber auch in den
Regierungsrat bestellt worden war. Die deutliche Niederlage der Freisinnigen war so
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nicht erwartet worden. Trotzdem blieb die FDP aber stärkste Fraktion. Einerseits schien
sie die zahlreichen Abgänge nicht kompensieren zu können, andererseits wies die
überraschend hohe Wahlbeteiligung von 43,1% auf eine starke Mobilisierung hin, die
eher der SP zu nützen schien, die neu 15 Grossratssitze einnahm (+ 3 Sitze). Ihre zwei
Mandate verteidigen konnte die GLP. Zwei Parteilose vervollständigen den Grossen Rat.
Vor den Wahlen waren noch fünf Mandate auf Parteilose entfallen. Einer davon war in
der Nachwahl wegen einer Stimme Unterschied von einem Freisinnigen ersetzt worden.
Enttäuschend verliefen die Wahlen für die Frauen. Mit lediglich noch 23 Sitzen war der
Frauenanteil tiefer als noch im Jahr 2003.
Gegen das Wahlresultat wurde allerdings Beschwerde eingereicht. Die 33
Beschwerdeführer – darunter sechs frühere Grossräte und ein Regierungsrat –
machten eine Verletzung des Wahlrechts geltend, weil die Stimmkraftgleichheit nicht
gegeben sei. Die 39 Wahlkreise seien derart unterschiedlich gross, dass etwa im
bevölkerungsarmen Calanca-Tal im Vergleich zum bevölkerungsreichen Chur massiv
weniger Stimmen erobert werden müssen, um einen Sitz zu gewinnen. Die Stimme eines
in Calanca wohnhaften Bündners erhalte deshalb ein wesentlich grösseres Gewicht als
jene einer Churerin. Das Wahlergebnis sei zu kassieren oder aber festzustellen, dass
das Majorzverfahren in Graubünden nicht mit der Bundesverfassung vereinbar sei.
Nachdem sich das Parlament für die Beschwerde als nicht zuständig beurteilte, musste
sich das Verwaltungsgericht erstinstanzlich darum kümmern. Bis Ende 2014 lag noch
kein Urteil vor. 15

Elections des gouvernements cantonaux

Als einzige Partei hielt die BDP vor den Gesamterneuerungswahlen im Mai 2014 zwei
Sitze im Bündner Regierungsrat. Mindestens einer dieser beiden Sitze stand allerdings
auf dem Spiel, da sich einer der beiden bisherigen BDP-Exekutivmitglieder, nämlich
Hansjörg Trachsel, altershalber nicht mehr zur Verfügung stellte; Trachsel hatte drei
Amtsperioden hinter sich und hätte aufgrund der Amtszeitbeschränkung nicht mehr
antreten dürfen. Die BDP versuchte diesen freien Sitz zwar mit ihrem
Kantonalpräsidenten Jon Domenic Parolini zu verteidigen, die in Graubünden nach der
Abspaltung der BDP im Jahr 2008 neu gegründete SVP schickte sich allerdings ebenfalls
an, eine Regierungsbeteiligung zu erlangen. Die Volkspartei schickte ihr Aushängeschild,
den Bündner Nationalrat Heinz Brand ins Rennen. Brand hatte sich nicht nur auf
nationaler Ebene einen Namen gemacht, seit er 2011 glanzvoll ins eidgenössische
Parlament gewählt worden war, sondern er hatte auch 25 Jahre lang das Bündner
Migrationsamt geleitet und war seit 2012 Kantonspräsident der SVP. Nicht wenige
Stimmen zählten ihn gar zu einem möglichen Bundesratskandidaten der SVP. Brand war
allerdings bereits bei den letzten Regierungsratswahlen erfolglos angetreten. Auch die
GLP wollte sich am Kampf um den frei werdenden Regierungsratssitz beteiligen. Für die
Grünliberalen trat Grossrat Jürg Kappeler an. Die Nomination Kappelers diente vor
allem auch dazu, Präsenz für die gleichzeitig stattfindenden Parlamentswahlen zu
markieren. Auch Kappeler bewarb sich bereits zum zweiten Mal für ein Regierungsamt.
Neben den drei neuen Kandidierenden traten die vier bisherigen Bündner
Exekutivmitglieder wieder an. Die Wiederwahl von Barbara Janom Steiner (bdp), Mario
Cavigelli (cvp), Christian Rathgeb (fdp) und Martin Jäger (sp) galt als ungefährdet. Die
Bündner Regierungswahlen verhiessen auch deshalb Spannung, weil deren Ausgang
einen Einfluss auf die 2015 anstehenden Nationalratswahlen haben könnten. Bei der
BDP hatte Hansjörg Hassler seinen Rücktritt angekündigt und Parolini wäre wohl als
Nachfolger vorgesehen gewesen. Auch die SVP müsste für die eidgenössischen Wahlen
einen Ersatz für Brand suchen, sollte dieser in die Bündner Regierung gewählt werden.
Eine Umfrage der "Südostschweiz" bei rund 1000 Bünderinnen und Bündnern etwa drei
Monate vor den Wahlen zeigte einen hohen Rückhalt für Barbara Janom Steiner (bdp)
und Mario Cavigelli (cvp). Christian Rathgeb (fdp) und Martin Jäger (sp) lagen in der
abgefragten Wählergunst leicht abgeschlagen, aber noch vor Heinz Brand (svp), der
wiederum Jon Domenic Parolini (bdp) knapp hinter sich liess. Die Umfrage zeigte auch,
dass Wirtschafts- und Tourismusfragen die potenziellen Wählerinnen und Wähler am
meisten umtrieben, Bereiche für welche laut Umfrage die BDP als beste
Problemlöserpartei betrachtet wurde. Für etwas Wirbel im ansonsten sehr flauen
Wahlkampf sorgte ein Inserat der Bündner Wirtschaftsverbände, die nicht nur die
Kandidierenden der CVP, der FDP und der BDP, sondern auch Heinz Brand von der SVP
zur Wahl empfahlen, nicht aber die GLP und auch nicht – was weniger erstaunt – die SP.
Die GLP empörte sich darüber, dass die Wirtschaft mit den Befürwortern der
Masseneinwanderungsinitiative gleiche Sache mache und die SP warf den Verbänden
einseitige Politik vor. Jürg Michel, Direktor des Bündner Gewerbeverbandes, erklärte
die Nichtberücksichtigung der GLP damit, dass diese mitgeholfen habe, das Bündner
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Olympiaprojekt zu versenken und nicht als bürgerliche Partei betrachtet werde. Ziel der
Wirtschaft sei eine bürgerliche Regierung ohne SP-Beteiligung. Zwei Wochen vor den
Wahlen zeigten die Resultate einer neuerlichen Umfrage ein leicht verändertes Bild.
Zwar lagen auch hier die Bisherigen vorn, Parolini hatte allerdings Brand überholt. Alle
Kandidierenden hatten mit Ausnahme des SVP-Kandidaten Brand im Vergleich zur
Februar-Umfrage Stimmen hinzugewonnen. Die "Südostschweiz" interpretierte das
schlechte Abschneiden Brands mit dessen Engagement für die
Masseneinwanderungsinitiative, mit der nicht nur die Wirtschaft, sondern auch die
Tourismusregion Graubünden geschwächt werde. Die Umfrage zeigte weiter, dass
Brand lediglich von Anhängern seiner eigenen Partei und von der FDP Stimmen erhielt. 
Tatsächlich schienen die Umfrageresultate gute Prädiktoren für die Wahlen vom 18. Mai
zu sein. Neben den vier Bisherigen schaffte es nämlich Jon Domenic Parolini in die
Bündner Regierung und verteidigte damit den zweiten BDP-Sitz gegen die SVP
erfolgreich. Zwar übersprang auch Heinz Brand (svp) das absolute Mehr (17'417
Stimmen), mit seinen 20'619 Stimmen lag er aber fast 5'000 Stimmen hinter Parolini
(25'309 Stimmen), der gar noch Martin Jäger (sp, 22'575 Stimmen) überholte. Eine
Bestätigung der Umfragen zeigte sich auch in der problemlosen Wiederwahl von
Barbara Janom Steiner (bdp, 32'666 Stimmen) und Mario Cavigelli (cvp, 32'057
Stimmen), die vor Christian Rathgeb (fdp, 27'009 Stimmen) an die Spitze gesetzt
wurden. Keine Chance hatte Jürg Kappeler (glp), der von 9'218 Wählerinnen und
Wählern unterstützt wurde. Die Wiederwahl der Bisherigen wurde als Wunsch nach
Stabilität interpretiert. Parolinis gutes Abschneiden sei zudem mindestens zum Teil
Brand geschuldet, da all jene, welche dem SVP-Nationalrat die
Masseneinwanderungsinitiative übel genommen hätten, für den BDP-Präsidenten
gestimmt hätten. 16

Elections fédérales

Auf 15 verschiedenen Listen kämpften die Kandidierenden bei den Nationalratswahlen
im Kanton Graubünden um die fünf begehrten Sitze. Bei gleichbleibender Listenzahl
erhöhte sich die Zahl der Anwärterinnen und Anwärter leicht auf insgesamt 70 (2011:
69). Ausser bei den Grünliberalen ergänzten die Listen der jeweiligen Jungparteien jene
der Mutterparteien. Die FDP trat zudem mit zwei („Liberal“ und „Wirtschaft“), und die
SVP sogar mit drei Hauptlisten an („M“,“B“ und „International“). Mit den Patriotisch
Liberalen Demokraten (PLD) komplettierte eine von zwei Sportgymnasiasten
gegründete, rechtsbürgerliche Partei das Kandidatenfeld.

Dominantes Thema im Bündner Nationalratswahlkampf war zweifelsohne die Kandidatur
der EMS-Chefin Magdalena Martullo-Blocher für die SVP. Der Antrittsentscheid der
Tochter von SVP-Mäzen Christoph Blocher sorgte dafür, dass die Wahlen in der
Südostschweiz starke nationale Medienaufmerksamkeit erhielten. Für Diskussionen
sorgte dabei der Umstand, dass die Unternehmerin ihren Wohnsitz im zürcherischen
Feldmeilen und nicht etwa im Kanton Graubünden hatte. Ihre Wahlchancen wurden
aufgrund ihrer geringen lokalen Verankerung deshalb von einigen Medienexponenten als
eher gering eingeschätzt. Ausser mit der Kleinpartei PLD ging die SVP keine
ausserparteilichen Listenverbindungen ein. Zu verteidigen hatte die Volkspartei einen
Sitz, nämlich jenen von Kantonalpräsident Heinz Brand. Mit ihrer Liste M (für Martullo)
und ihrer Liste B (für Brand) machte die SVP klar, dass ihr Ziel für die Wahlen ein
Sitzgewinn darstellte. 
Gefährdet war insbesondere das Mandat des GLP-Nationalrats Josias Gasser. Die
Grünliberalen hatten 2011 dank einer Listenverbindung mit der SP den Einzug in den
Nationalrat geschafft. Vier Jahre später kam ihnen von den Sozialdemokraten jedoch
wenig Gegenliebe entgegen, da sich diese von Gassers Bilanz in Bern enttäuscht
zeigten. Gasser versuchte seinerseits, sich deutlich von links abzugrenzen, um eine
Verbindung mit den anderen bürgerlichen Mitteparteien zu erreichen. Als er von diesen
jedoch verschmäht wurde, blieb der GLP nichts anderes übrig als erneut eine Zweckehe
mit der SP einzugehen. Bei den Sozialdemokraten und ihrer Nationalrätin Silva
Semadeni sorgte dieser Verbund zwar ebenfalls für wenig Begeisterung, zumindest aber
erhöhten sich so rechnerisch die Chancen auf einen Sitzgewinn. Wohl entscheidender
für die Listenverbindung war jedoch die erhoffte Verhinderung eines Sitzgewinnes der
SVP.
Auf bürgerlicher Seite  kam es zu einer breiten Koalition aus FDP, BDP und CVP, was in
Graubünden seit langer Zeit die erste Verbindung dieser Art darstellte. Lange gab es
auch Diskussionen über einen Anschluss der SVP. Diese Debatte wurde vor allem von
der SVP selber forciert, welche einen solchen Zusammenschluss energisch forderte.
Von Seiten der anderen bürgerlichen Parteien wurde verhalten über Verhandlungen mit

ÉLECTIONS
DATE: 18.10.2015
ANDREA DENZ
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der Volkspartei kommuniziert. Für Missmut sorgte die Drohung seitens der SVP, man
würde die bisherigen Ständeräte von FDP und CVP mit einem eigenen Kandidaten
konkurrenzieren, falls der Schulterschluss nicht zustande käme. Die bürgerlichen
Parteien entschieden sich aber letztlich, ohne die SVP anzutreten. Ihre Koalition galt
damit als aussichtsreichste Anwärterin auf die Eroberung des gefährdeten GLP-Sitzes.
Dieser war der FDP bei den letzten Wahlen weggeschnappt worden und lag nun – laut
Umfragen kurz vor der Wahl – für den Freisinn wieder in Reichweite. Der Sitz des
bisherigen CVP-Nationalrats Martin Candinas galt als nicht gefährdet. Ebenso wenig
wurde mit einer Nichtwahl des Engadiner BDP-Mannes Duri Campell gerechnet, welcher
den zurücktretenden Hansjörg Hassler ersetzten sollte.

Der Wahltag endete mit einer eindeutigen Wahlsiegerin – der SVP. Die Partei konnte
gegenüber den letzten Wahlen um 5.2 Prozentpunkte zulegen und kam neu auf 29.7%
Wähleranteil. Dank diesem Glanzresultat und dem daraus resultierenden Sitzgewinn,
schaffte Magdalena Martullo-Blocher tatsächlich den Einzug in den Nationalrat. Mit
18‘901 Stimmen erreichte sie gar das drittbeste Resultat im Kanton. Leidtragender war –
wie erwartet – der bisherige GLP-Nationalrat Josias Gasser. Seine Partei verlor zwar nur
leicht (-0.4 Prozentpunkte), was aber für den Verlust seines Mandates ausreichte. Die
Listenpartnerin SP gehörte mit einem Zuwachs auf 17.6% (+2 Prozentpunkte) ebenfalls
zu den Wahlgewinnerinnen. Die Sozialdemokraten sind somit neu die zweitstärkste
Kraft im Kanton. Ein Debakel erlitt die BDP, welche mit einem Verlust von 6
Prozentpunkten regelrecht abstürzte. Mit 14.6% Wähleranteil rutschte die Mittepartei
damit vom zweiten auf den vierten Rang ab. Die CVP (16.8%, +0.2 Prozentpunkte) und
die FDP (13.3%, +1.4 Prozentpunkte) konnten ihre Anteile leicht ausbauen. Insbesondere
für die FDP war jedoch enttäuschend, dass sie den 2011 verlorenen Sitz nicht
zurückerobern konnte. Die neue Bündner Delegation setzt sich damit folgendermassen
zusammen: 2 SVP, 1 CVP, 1 BDP und 1 SP. Die Wahlbeteiligung stieg gegenüber 2011 um
0.9 Prozentpunkte leicht an (46%) und der Frauenanteil erhöhte sich durch die Wahl
Martullo-Blochers auf 40% (2011: 20%). 17

Im Kanton Graubünden traten anlässlich der Ständeratswahlen einzig die beiden
Amtsinhaber zur Wahl an. Es handelte sich dabei um Stefan Engler von der CVP und
Martin Schmid von der FDP. Gemäss Bündner Wahlrecht ist eine stille Wahl nicht
vorgesehen, weswegen das Bündner Stimmvolk trotz faktisch fehlender
Auswahlmöglichkeit an die Urne berufen wurde. 

Für Aufregung sorgte im Hinblick auf die Wahl einzig die SVP. Sie drohte für den Fall
eines Nichtzustandekommens einer umfassenden bürgerlichen Koalition anlässlich der
Nationalratswahlen mit einer Ständeratskandidatur von Heinz Brand. Eine solche hätte
den beiden Bisherigen durchaus gefährlich werden können. Ausserdem machte die SP
klar, dass sie in einem solchen Fall ebenfalls mit einer Kandidatur antreten würde. Trotz
der Absage an die SVP durch die anderen Parteien, setzte die Volkspartei ihre Drohung
nicht in Taten um. Somit blieben Engler und Schmid die einzigen Bündner Anwärter aufs
„Stöckli“.

Stefan Engler erreichte am Wahlsonntag mit 39‘608 Stimmen das beste Resultat. Martin
Schmid folgte ihm mit 35‘926 Stimmen. Die befürchtete Flut von Leerstimmen blieb
aus. 5‘365 der 55‘291 Wahlzettel waren leer eingelegt worden. Angesichts des fehlenden
Charakters einer echten Auswahl konnte dies durchaus als positives Zeichen für die
beiden amtierenden Ständeräte gewertet werden. 18

ÉLECTIONS
DATE: 18.10.2015
ANDREA DENZ

Wie in vielen anderen Kantonen, kandidierten auch im Kanton Graubünden deutlich
mehr Personen bei den Nationalratswahlen 2019 als noch vier Jahre zuvor. 100
Kandidierende auf 20 Listen bewarben sich dieses Jahr auf einen der fünf zu
vergebenden Bündner Sitze. Der Frauenanteil unter den Kandidierenden betrug 35
Prozent. 

Bei den Wahlen 2015 hatte die SVP auf Kosten der GLP einen zweiten Sitz gewonnen.
EMS-Chefin Magdalena Martullo-Blocher schaffte damals neben dem kantonalen SVP-
Parteipräsident Heinz Brand den Einzug in den Nationalrat. Die SP, die CVP und die BDP
hatten je einen Sitz einnehmen können. Im Vorfeld der Wahlen 2019 war die
spannendste Frage, ob die SVP ihre beiden Sitze verteidigen könne. Um dies zu
schaffen, trat die Partei mit 5 Listen – darunter eine Liste Blocher und eine Liste Brand
– jedoch ohne Listenverbindung mit anderen Parteien an. Die im Kanton Zürich
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wohnhafte Martullo-Blocher kandidierte somit erneut in Graubünden. Im Vorfeld war
darüber spekuliert worden, ob sie womöglich in Zürich antreten würde. Dort hätte sie
einen Sitz praktisch auf sicher gehabt, während sie im Kanton Graubünden um die
Wiederwahl bangen musste. Die SVP schaffte ausserdem eine interne Sonderregelung
ab, die besagt hatte, dass in allen Fällen die kandidierende Person mit den meisten
Kandidatenstimmen gewählt sei, unabhängig von der Verteilung der Listenstimmen. Neu
galt auch bei der SVP, dass die Person mit den meisten Kandidatenstimmen auf der
Liste mit den meisten Listenstimmen gewählt wird. Wie schon vor vier Jahren,
schlossen sich die FDP, CVP und BDP in einer Listenverbindung der Mitte-Parteien
zusammen. Die FDP zielte nach ihrer historischen Schlappe vor acht Jahren auf die
Rückeroberung eines Bündner Nationalratssitzes, den sie zwischen 1919 und 2011
ununterbrochen gehalten hatte. Dafür präsentierte die FDP eine Hauptliste ohne
expliziten Spitzenkandidaten und bekam Unterstützung von der Jungparteienliste und
zwei «Supporterlisten» mit bekannten Vertretern aus den Gemeinden und dem
Gewerbe. Eine ganz andere Ausgangslage zeigte sich derweil bei der BDP: Nachdem sie
schon 2015 rund sechs Prozentpunkte Wähleranteil verloren hatte, ruhten die
Hoffnungen dieses Jahr fast ausschliesslich auf ihrem Spitzenkandidaten und
bisherigen Nationalrat Duri Campell. Wie die BDP hatte auch die dritte Mitte-Partei im
Bunde, die CVP, in Martin Candinas einen klaren Spitzenkandidaten. Die
Christdemokraten sorgten im Wahlkampf mit ihrer Online-Kampagne für einen
Aufreger. Auf einer Website wurden Politiker anderer Parteien für ihre Positionen und
ihren Leistungsausweis kritisiert, darunter auch namhafte Politiker aus Parteien mit
denen die CVP eine Listenverbindung eingegangen war, was der CVP einiges an Kritik
einbrachte. Die GLP war erneut nicht in der Listenverbindung der Mitte-Parteien
vertreten. Stattdessen entschied sie sich mit der SP und den Bündner Grünen (Verda),
die nach ihrer Absenz bei den letzten eidgenössischen Wahlen wieder mit einer
eigenen Liste antraten, zusammenzuspannen. Die GLP erhoffte sich dadurch, zum
zweiten Mal nach 2011 einen Nationalrat stellen zu können. Der damals gewählte Josias
Gasser trat dabei selber zur Wiederwahl an. Neu konnte auch die GLP auf die
Unterstützung einer Jungparteienliste zählen. Die SP war die einzige Partei, welche
einen Rücktritt zu verkraften hatte: die bisherige Nationalrätin Silva Semadeni zog sich
nach drei Legislaturen im Nationalrat aus der nationalen Politik zurück. Dass der
Bündner SP-Sitz trotzdem nie gefährdet schien, hing einerseits mit den guten
Resultaten bei den kantonalen Wahlen im vergangenen Jahr zusammen. Andererseits
hatte die SP auf ihrer mehrheitlich weiblichen Hauptliste mit Jon Pult, der auch für den
Ständerat kandidierte, ein Zugpferd, so dass die Partei schon leise von einem
zusätzlichen Sitz zu träumen anfing. 

Der Wahlsonntag entwickelte sich zu einem Triumph für die Sozialdemokraten. Zwar
büsste die SP leicht Wähleranteile ein (-0.5 Prozentpunkte; neu: 17.1%), doch vor allem
dank dem guten Resultat der Verda, die aus dem Stand heraus 5.5 Prozent erzielte,
eroberte die SP einen zweiten Sitz. Jon Pult und Sandra Locher Benguerel schafften so
den Einzug in die grosse Kammer. Ebenfalls triumphieren konnten die Freisinnigen. Mit
Anna Giacometti schaffte eine Vertreterin der FDP den erstrebten Wiedereinzug in den
Nationalrat. Auf der überaus ausgeglichenen FDP-Hauptliste setzte sich Giacometti gut
100 Stimmen vor Andreas Züllig an die Spitze. Die CVP verteidigte ihren Sitz souverän.
Martin Candinas wurde wiedergewählt und schrammte dank zahlreichen
Panaschierstimmen nur knapp am besten Wahlresultat aller Kandidaten vorbei. Als
einzige noch mehr Kandidatenstimmen bekam Magdalena Martullo-Blocher, die sogar
ein noch besseres Resultat erzielte als vor vier Jahren. Für sie persönlich war es ein
grosser Erfolg, nachdem im Vorfeld häufig ihre Abwahl prophezeit wurde. Ihre Partei,
die SVP konnte ihren Wähleranteil zudem gar leicht ausbauen und ist mit 29.9 Prozent
der Wählerstimmen weiterhin klar die stärkste Partei im Kanton. Trotzdem ging die SVP
insgesamt eher mit negativen Gefühlen aus diesen Wahlen hervor, verlor sie doch ihren
zweiten Sitz. Der Alleingang bei den Listenverbindungen trug entscheidend dazu bei,
dass die SVP es nicht schaffte, den Sitz in den eigenen Reihen zu halten. Heinz Brand,
der im Falle einer Wiederwahl Nationalratspräsident 2021 geworden wäre, verlor sein
Nationalratsmandat und kündigte daraufhin seinen baldigen Rückzug aus der Politik an.
Ein eigentliches Desaster erlebte die BDP. Sie verlor 5.4 Prozentpunkte und wies neu
nur noch einen Wähleranteil von 9.1 Prozent auf. Zudem verlor sie den Sitz von Duri
Campell und war somit nicht mehr in Bern vertreten. Dies war auch ein herber Schlag
für die BDP Schweiz, da die Kantonalsektion Graubünden aufgrund der BDP-
Gründungsgeschichte als wichtiges Standbein galt. Auch für die GLP war der
Wahlsonntag eher enttäuschend. Sie schaffte es ganz knapp nicht von der guten
Ausgangslage der «Klimawahl» zu profitieren und verpasste den angestrebten
Sitzgewinn. Nur knapp über 60 Stimmen fehlten am Schluss um, anstelle der SP, den
zweiten Sitz der «Klima-Allianz» einzufahren. Da half es auch nicht dass GLP-
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Spitzenkandidat Josias Gasser von allen Kandidaten am drittmeisten
Panaschierstimmen erhalten hatte. Somit waren drei der fünf Gewählten das erste Mal
Teil der Bundesversammlung. Der Frauenanteil steigerte sich auf 60 Prozent. Die
Zusammensetzung der Bündner Nationalräte lautete neu: 2 SP, 1 FDP, 1 CVP, 1 SVP. Die
Stimmbeteiligung fiel gegenüber 2015 um 3.1 Prozentpunkte auf 42.9 Prozent. 19

Economie

Politique économique

Politique structurelle

L'économie des régions de l'Arc alpin subit une conjoncture défavorable. Depuis
plusieurs années, des facteurs structurels contractent le développement économique
des régions de montagne. Comme exemple, il est possible de citer l'acceptation de
l'initiative sur les résidences secondaires, le franc fort ou encore la baisse des
redevances hydrauliques. Pour lutter contre cette situation, Heinz Brand (udc, GR) a
déposé un postulat afin d'établir un rapport sur les perspectives de développement de
l'Arc alpin face à une conjoncture défavorable. Il estime que des mesures doivent être
envisagées afin de lutter contre les fermetures d'entreprises, la disparition des emplois
ou encore l'exode rural.  Le Conseil fédéral a proposé au Conseil national de rejeter le
postulat. Il a expliqué que de nombreuses politiques sectorielles étaient déjà à l’œuvre
pour les régions alpines. De plus, il a d'un côté précisé que, dans son message sur la
promotion économique 2016 à 2019, des mesures pour les régions de montagnes et
notamment le tourisme étaient prévues. Et d'un autre côté, il a rappelé, qu'en réponse
à une motion Maissen (pdc, GR), une nouvelle politique sur le développement des
espaces ruraux et des régions de montagne avait été adoptée en 2015. Malgré les
arguments du Conseil fédéral, le dépositaire du postulat a obtenu les voix nécessaires
au Conseil national: Par 151 voix contre 35 et 5 abstentions, le postulat a été accepté.
Seul le parti libéral-radical et les Vert'libéraux se sont opposés à la rédaction de ce
rapport. 20

POSTULAT
DATE: 07.03.2017
GUILLAUME ZUMOFEN

Le Conseil fédéral a publié son rapport sur le postulat Brand (udc, GR). L'objectif était
d'analyser les perspectives de développement de l'Arc alpin face à une conjoncture
défavorable. Le rapport a conclu qu'une large gamme d'instruments favorise le
développement économique des régions de montagne, et qu'il n'est donc pas
nécessaire d'intervenir. Pour étayer son argumentation, le Conseil fédéral a notamment
cité la mise en œuvre du programme NPR, l'encouragement de la numérisation, la
stratégie touristique, le développement d'Innotour et de Suisse tourisme, le plan
d'action bois 2020-2021, les projets «Le paysage, un atout», les projets
d'agglomérations dans les régions de montagne, l'axe thématique «Utiliser la
numérisation pour le service universel», le maintien des réseaux Agridea et regiosuisse,
ou encore les projets «Encourager des stratégies de développement intégrales». 21

RAPPORT
DATE: 13.11.2019
GUILLAUME ZUMOFEN

Dank einer Änderung im Bundesgesetz über die Regionalpolitik sollen künftig auch in
beschränktem Ausmass A-Fonds-perdu-Beiträge an kleine Infrastrukturvorhaben
gesprochen werden können. Bisher war es im Rahmen der NRP nur möglich,
zinsgünstige oder zinslose Darlehen für die Finanzierung von Infrastrukturvorhaben zur
Verfügung zu stellen. Der Bundesrat argumentierte, dass dank der Änderung auch kleine
Infrastrukturvorhaben in Randregionen – ländliche Regionen, Berggebiete und
Grenzregionen – realisiert werden könnten, die für die investierenden Projektträger nur
kleine Cashflows generieren würden, jedoch für die Region einen wichtigen
kommerziellen Nutzen bildeten. Profitieren von den nicht zurückzahlbaren Beiträgen
sollen Infrastrukturvorhaben im ganzen Perimeter der NRP, welche nicht
Basisinfrastrukturen darstellen und die Kriterien erfüllen, welche der Bundesrat mit den
betroffenen kantonalen Fachstellen im Nachgang an die Revision ausarbeiten wird. Der
Beitrag des Bundes pro Projekt soll zudem auf maximal CHF 50'000 gedeckelt werden.
Die Änderung, welche im Zuge des NRP-Mehrjahresprogramms 2024-2031 erfolgen soll,
gehe gemäss Bundesrat auf ein Postulat Brand (svp, GR; Po. 15.3228) und dessen
anschliessende Pilotmassnahmen zurück. 

Die entsprechende Vernehmlassung, welche von Juni 2022 bis Oktober 2022
durchgeführt worden war, sei gemäss Bundesrat grossmehrheitlich positiv ausgefallen.

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 22.02.2023
MARCO ACKERMANN
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Dies zeigte sich unter anderem daran, dass 25 Kantone die Vorlage begrüssten und den
Anpassungen zustimmten. Ablehnend zur Vorlage äusserten sich die SVP und die FDP,
der Kanton Zug sowie der Wirtschaftsdachverband Economiesuisse. Sie waren der
Meinung, die nationalen Fördermassnahmen müssten nicht ausgebaut werden und falls
dennoch Bedarf an Förderung bestehe, stünden hier die Kantone in der Verantwortung.
Die SVP war gar der Meinung, auf die NRP sei aus demselben Grund gänzlich zu
verzichten. Hingegen stellten der Schweizerische Baumeisterverband sowie Infra Suisse
in der Vernehmlassung die Forderung, die Maximalbeiträge zu erhöhen. Die SP und
mehrere Umweltverbände verlangten indes, dass zusätzliche Umweltvoraussetzungen in
den Kriterienkatalog aufgenommen werden. Auch diese Forderungen fanden beim
Bundesrat jedoch keinen Anklang, er nahm sie nicht in die Vorlage auf. 22

Infrastructure et environnement

Aménagement du territoire et logement

Droit foncier

Die Annahme der „Lex Weber“, wie die neuen Bestimmungen zur
Zweitwohnungsinitiative kurz darauf im Umgangston genannt wurden, resultierte
sogleich in einer Flut von Vorstössen. Wenige Tage nach dem Urnengang reichten
Ständerat Schmid (fdp, GR) und Nationalrat Brand (svp, GR) in ihren Räten zwei
gleichlautende Motionen ein, welche den Bundesrat im Motionstext dazu aufforderten,
unter Einbezug der betroffenen Kantone die bei Annahme der Initiative entstandene
Rechtsunsicherheit zu beseitigen. Das gewählte Vorgehen soll auf dem
Vertrauensschutz beruhen, damit sichergestellt wird, dass für die Betroffenen keine
nachteiligen Rückwirkungen entstehen. In der Begründung ihres Anliegens führten die
Motionäre unter anderem verschiedene Forderungen auf, welche in ähnlicher Form
bereits durch Gebirgskantone sowie Wirtschafts- und Tourismusverbände laut
geworden waren: Erstens sollen bis Ende des Berichtsjahres Baubewilligungen nach den
Bestimmungen des geltenden Rechts weiterhin erteilt werden können. Zweitens soll in
einer darauffolgenden Zwischenphase eine Erteilung von Bewilligungen an
bewirtschaftete Zweitwohnungen und Betriebe weiterhin möglich sein. Drittens sollen
bestehende, altrechtliche Wohnbauten, die zu Zweitwohnungen umgenutzt werden,
sowie von Kantonen oder Gemeinden bereits zugesicherte Kontingente und in Aussicht
gestellte Baubewilligungen grundsätzlich von den neuen Bestimmungen ausgenommen
werden. In Ergänzung fordern die Motionäre eine rasche Klärung des Erst- und
Zweitwohnungsbegriffs. Im Mai beantragte der Bundesrat die Annahme der Motion und
erklärte, Sofortmassnahmen auf dem Verordnungsweg befänden sich bereits in
Ausarbeitung (siehe unten). Gleichzeitig betonte die Regierung aber, dass der Volkswille
durch Annahme des Geschäftes nicht missachtet werden dürfe und die
Verfassungsbestimmungen rechtsstaatlich korrekt umgesetzt werden müssten. In der
parlamentarischen Debatte distanzierte sich Bundesrätin Doris Leuthard (cvp) zudem
ausdrücklich von den in der Motionsbegründung eingebrachten Forderungen, und
erklärte, der bundesrätliche Antrag auf Annahme der Motion beziehe sich lediglich auf
den Motionstext. In diesem Sinne wurden die Motionen denn auch praktisch
diskussionslos an die Regierung überwiesen. 23

MOTION
DATE: 24.09.2012
MARLÈNE GERBER

Mit Stefan Engler (cvp, GR), Martin Schmid (fdp, GR) und Heinz Brand (svp, GR)
präsentierten drei Bündner Parlamentarier in Zusammenarbeit mit einem Rechtsanwalt
kurz nach dem Bundesgerichtsentscheid zur Bewilligung von Zweitwohnungen an einer
Medienkonferenz einen in Eigenregie erarbeiteten Gesetzesentwurf zur Umsetzung der
Initiative von Franz Weber. Der Entwurf, der für Gemeinden mit einem
Zweitwohnungsanteil von über 20% verschiedene Ausnahmen vom Verbot definiert,
sollte einen Alternativvorschlag zu der sich in Ausarbeitung befindenden und kurz
darauf in die Vernehmlassung geschickte Gesetzesvorlage bieten. Man nehme den
Volksentscheid zur Kenntnis und wolle mit dem eigenen Vorschlag lediglich einen
konstruktiven Beitrag zur raschen Umsetzung des Volksbegehrens leisten, damit die
bestehende Rechtsunsicherheit baldmöglichst beseitigt werden könne, liess das Trio
verlauten. Mit dem Ende Juni veröffentlichten Gesetzesentwurf der Regierung zeigten
sich die Bündner National- und Ständeräte im Grunde zufrieden, brachten aber
dennoch eine Vielzahl an Änderungsvorschlägen ein. Unter anderem soll der
Gesetzesvollzug, insbesondere die Festlegung des Zweitwohnungsanteils einer
Gemeinde, nach Meinung der Parlamentarier grundsätzlich den Kantonen und nicht

DÉBAT PUBLIC
DATE: 04.06.2013
MARLÈNE GERBER
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dem Bund überlassen werden. Weiter soll laut den Bündnern ein Nutzungswandel von
vor dem Abstimmungstermin bestehenden und als Erstwohnungen klassierten
Wohnbauten in Zweitwohnungen nach wie vor möglich bleiben. Ein Vorschlag, der laut
Vera Weber, der Tochter des Initianten und Kampagnenleiterin der Fondation Weber,
viel Raum für Spekulationen lassen würde. 24

Politique sociale

Santé, assistance sociale, sport

Médicaments

Nachdem der Nationalrat der Motion Humbel (cvp, AG) zum differenzierten
Preisfestsetzungssystem für Arzneimittel im Dezember 2017 Folge gegeben hatte,
nahm sich die SGK-SR im Oktober 2018 dem Vorstoss an. Da das Anliegen bereits in das
erste Massnahmenpaket zur Kostendämpfung im Gesundheitswesen integriert worden
sei, erachtete die Kommission die Motion «nicht für zweckmässig». Folglich lehnte sie
diese ohne Gegenstimme ab. 
In der Wintersession 2018 behandelte der Ständerat das Geschäft zusammen mit einer
Motion Brand (svp, GR; Mo. 15.4231) und einer weiteren Motion Humbel (Mo. 17.3827).
Während Roland Eberle (svp, TG) noch einmal die Sicht der Kommission darlegte,
entgegnete Josef Dittli (fdp, UR), dass durch das Massnahmenpaket nicht alle
Forderungen des Vorstosses abgedeckt würden. Zudem betonte er den noch immer
existierenden Handlungsbedarf im Arzneimittelbereich und forderte den Bundesrat
dazu auf, sich – unabhängig vom Ausgang der Motion – weiterhin mit dem Thema
auseinanderzusetzen und diesbezüglich Lösungsvorschläge zu präsentieren. Anita Fetz
(sp, BS) kritisierte unterdessen die Wirksamkeit der Motion. Die Schweiz sei im Besitz
eines guten Gesundheitssystems, habe aber ein ungerechtes Finanzierungssystem.
Wolle man für den Mittelstand etwas ändern, müsse man «endlich offen über die
Finanzierung reden». Gesundheitsminister Berset führte noch einmal die Geschehnisse
der vergangenen zwei Jahre aus und unterstrich die Wichtigkeit der Thematik. Er sei
froh, hierzu die Unterstützung des Parlaments zu haben, jedoch seien die
entsprechenden Motionen in der gegenwärtigen Situation nicht nötig. Um die Kosten zu
senken, schienen ihm in erster Linie Elemente wie Transparenz und Qualität
entscheidend. Stillschweigend lehnte die kleine Kammer alle drei Motionen ab. 25

MOTION
DATE: 12.12.2018
JOËLLE SCHNEUWLY

Sport

Die Kandidatur für olympische Winterspiele im Jahr 2022 in der Schweiz nahm im
Berichtsjahr klare Züge an. Mit dem Programm „Graubünden 2022“ bereitete der
gleichnamige Verein eine konkurrenzfähige Kandidatur vor, welche den vergangenen
olympischen Wettbewerben sportlich in keiner Hinsicht unterlegen sein sollte, jedoch
dem zunehmenden Gigantismus Einhalt gebieten wollte. Die Winterspiele der XXIV.
Olympiade sollten an den Standorten Davos und St. Moritz stattfinden, so die Vision
zahlreicher Mitstreiter unter der Führung von Präsident und Ex-Nationalrat Tarzisius
Caviezel und Direktor Gian Gilli. Die Kandidatur sollte je zu einem Drittel durch den
Bund, durch die Kantone und Gemeinden sowie durch die Schweizer Privatwirtschaft
finanziert werden. Ende Mai wurde das Konzept im Sportparlament von Swissolympic
besprochen und mit 76:0 Stimmen gutgeheissen. Später sollten die Bündner
Kantonsbevölkerung und die Einwohnerinnen und Einwohner von Davos und St. Moritz
zum Thema abstimmen. Im Juli wurde bekannt, dass die Investitionskosten für eine
erfolgreiche Durchführung der Spiele auf rund 1.5 Mia. CHF geschätzt wurden, die
Gesamtkosten wurden auf 2.8 Mia. CHF geschätzt. Allein das Kandidaturbudget sollte
gut 60 Mio. CHF verschlingen, wesentlich mehr als vorerst angenommen. Der Bund
müsste vom ganzen Budget gut 1.3 Mia. CHF übernehmen. Diese hohen Kosten waren
ein Grund für die skeptische Haltung, welche trotz aller Euphorie immer wieder spürbar
wurde. Zudem waren in der jüngeren Vergangenheit zwei Kandidaturprojekte für 1988 in
Chur und 2010 in Bern an der Urne recht deutlich verworfen worden (77% Nein für Chur
und 78% Nein für Bern). Ob eine Bündner Kandidatur vom Volk goutiert würde, war alles
andere als klar. Die Kandidatur von Sion 2006 wurde zwar damals von der Bevölkerung
unterstützt, wurde aber vom Internationalen Olympischen Komitee bei der Vergabe
nicht berücksichtigt. Der Bündner Regierungsrat hatte sich Anfang September mit einer
Botschaft an das Kantonsparlament gerichtet. Die Bündner Regierung stellte sich hinter
die Kandidatur. In der Botschaft wurden konkrete Angaben über Investitionsprojekte im
Kanton gemacht. Auch der Termin für die kantonale Abstimmung wurde fixiert: Am 3.

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 06.12.2012
MAXIMILIAN SCHUBIGER
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März 2013 sollen sich die Bündnerinnen und Bündner an der Urne äussern. Zeitgleich
wurde das Unterstützungskomitee konstituiert. Neben Persönlichkeiten aus der
Sportwelt nahmen diverse Bundesparlamentarier Einsitz: Die Nationalräte Heinz Brand
(svp) und Hansjörg Hassler (bdp) sowie die Ständeräte Stefan Engler (cvp) und Martin
Schmid (fdp). Widerstand regte sich indes in den Reihen der SP Kantonalsektion,
welche sich gegen eine Kandidatur ausgesprochen hatte. So formierte sich Anfang
Oktober eine Gegenbewegung „Olympiakritisches Graubünden“, welcher Nationalrätin
Semadeni (sp, GR) vorstand und die sich aus der Vereinigung Bündner
Umweltorganisationen, der SP, der Juso und Verda-Grünes Graubünden
zusammensetzte. Das Komitee wehrte sich gegen hohe Ausgaben, gegen ein Diktat des
IOC und gegen unvorhersehbare Probleme durch den Anlass selbst. Namentlich in
puncto Ausgaben spielte die schlechte finanzielle Situation Graubündens den Gegnern
in die Hände – was sich als Hauptargument in deren Kampagne beobachten liess. Der
Bundesrat zeigte sich Mitte Oktober einer Kandidatur positiv eingestellt und
verabschiedete den Bundesbeschluss über die Beiträge des Bundes an die Winterspiele
2022. Für die Finanzierung der Kandidatur beantragte die Regierung 30 Mio. CHF. Der
Kredit sollte unter der Bedingung frei gegeben werden, dass sich Graubünden und
Swiss Olympic mit mindestens je 15 Mio. CHF an den Kandidaturkosten von 60 Millionen
Franken beteiligen. Ein weiterer Verpflichtungskredit betraf die Durchführung der
Spiele selbst. Der Bundesrat war bereit, 1 Mia. CHF der ungedeckten Kosten zu
übernehmen. Eine erste Reaktionsrunde zeigte, dass die Linke und die Grünen, sowie
die Christdemokraten, auch auf Bundesebene skeptisch waren. Ende Oktober zeigte
eine repräsentative Umfrage, dass fast 55% der Schweizerinnen und Schweizer hinter
einer Kandidatur stehen würden. Vor allem die jüngere Bevölkerung und Personen aus
dem erweiterten Alpenraum stünden einer Kandidatur offen gegenüber. Fast
gleichzeitig publizierte der Trägerverein eine neue Machbarkeitsstudie, welche dem
Anlass eine Bruttowertschöpfung von rund 4 Mia. CHF prognostizierte. Anfang
Dezember kam die Vorlage des Bündner Regierungsrates ins Parlament, wo das Projekt
gegen den Widerstand der SP-Fraktion angenommen, die Defizitgarantie des Kantons
allerdings gestrichen wurde. Organisation und Durchführung der Spiele seien Sache des
Bundes. Gleichzeitig wurde in der Presse bekannt, dass angeblich 43% der Bündner
Bevölkerung für die Kandidatur seien und ebenso viele dagegen, wobei der Rest noch
unentschieden sei. Die Fronten waren also nicht nur im Parlament verhärtet. Gegen
Ende Jahr zeichnete sich ab, dass ein Ja an der Abstimmung vom folgenden März 2013
alles andere als klar sei. Im Abstimmungskampf standen sich Befürchtungen über ein
finanzielles Fiasko den euphorischen Hoffnungen auf eine erneuerte Infrastruktur,
einen Tourismusboom und der Schaffung neuer Arbeitsplätze gegenüber. 26

Assurances sociales

Assurance-maladie

Die Kommissionen für soziale Sicherheit und Gesundheit der beiden Räte behandelten
im Jahr 2016 eine parlamentarische Initiative Borer (svp, SO) zur Stärkung der
Selbstverantwortung im KVG, die von Nationalrat Brand (svp, GR) übernommen worden
war. Der Vorstoss verlangte, die minimale Vertragsdauer für besondere
Versicherungsmodelle in der Krankenversicherung, wie solche mit Wahlfranchise oder
einer Einschränkung der Arztwahl, von einem auf drei Jahre zu erhöhen. Entsprechende
Modelle werden von den Versicherten gewählt, da sie mit tieferen Prämien einher
gehen. Allzu oft komme es jedoch vor, so war in der Begründung des Vorstosses zu
lesen, dass Versicherte im Vorfeld geplanter medizinischer Eingriffe oder nach einer
Verschlechterung ihres Gesundheitszustandes aus den entsprechenden Modellen in
das Grundmodell mit der ordentlichen Franchise von CHF 300 wechseln, wo die eigene
Beteiligung an den Kosten tiefer ist. Dieses opportunistische Verhalten solle
unterbunden werden. Als positiver Nebeneffekt ergebe sich eine administrative
Vereinfachung, und die Wahlfreiheit der Versicherten bleibe erhalten. Im Grundmodell
sollen weiterhin Verträge von einem halben oder einem Jahr Laufzeit möglich sein. Im
Juni 2016 gab die nationalrätliche Kommission für Gesundheit und Soziales dem
Anliegen mit 17 zu 7 Stimmen Folge. Im August entschied die ständerätliche
Schwesterkommission mit 8 zu 4 Stimmen ebenfalls für Folge geben. Damit ging der
Auftrag an die SGK-NR, einen Erlassentwurf auszuarbeiten. 27
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DATE: 22.06.2016
FLAVIA CARONI
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Im April 2017 beriet die SGK-NR einen Vorentwurf zur Umsetzung der
parlamentarischen Initiative Borer (svp, SO) (übernommen von Brand (svp, GR)) zur
Stärkung der Selbstverantwortung im KVG, gemäss welchem eine Wahlfranchise
während dreier Jahre nicht gewechselt werden kann. Dadurch sollen kurzfristige
Wechsel zur Grundfranchise bei bekannten anstehenden medizinischen Eingriffen
verhindert und die Administrationskosten gesenkt werden. Ein Krankenkassenwechsel
der Versicherer wäre unter Beibehaltung der Franchise weiterhin möglich. Die
Kommission stimmte dem Vorentwurf mit 17 zu 6 Stimmen zu, eine Minderheit lehnte
ihn ab, da dadurch Personen mit chronischen Erkrankungen schlechtergestellt würden.
Zudem könnten den Versicherten so durch gesundheitliche oder finanzielle
Schwierigkeiten grosse Probleme entstehen. 
Im September 2017 schickte die SGK-NR den Vorentwurf in die Vernehmlassung. Dort
stiess er bei der SVP, BDP und CVP, sechs Kantonen (AI, BL, NW, SG, UR, ZG), dem
Gewerbeverband sowie einzelnen Leistungserbringern und Versicherern auf
Zustimmung. Die FDP und GLP sowie vier Kantone (AG, GR, JU, ZH) stimmten zwar
mehrheitlich zu, brachten aber auch Vorbehalte an. Die Befürworter lobten, dass die
Vorlage die Eigenverantwortung der Versicherten sowie die Solidarität zwischen
Gesunden und Kranken stärke und zur Kostensenkung beitrage. Sie brachten jedoch
verschiedene Verbesserungsvorschläge ein: die Beibehaltung von einjährigen
Wahlfranchisen mit Option auf mehrjährige Verträge; eine zwei- anstatt dreijährige
Mindestdauer der Franchisen; eine jährliche Möglichkeit, in höhere Franchisen zu
wechseln sowie eine vorgängige Analyse der Auswirkungen eines solchen
Systemwechsels. Trotz ihrer Zustimmung äusserten sie Zweifel, ob durch diese
Änderung wirklich ein Effekt der Kostendämpfung beobachtet werden könne.
Womöglich würden dadurch mehr Personen die Grundfranchise wählen und sich in der
Folge weniger kostenbewusst verhalten. Allenfalls würden die Versicherten dadurch
auch mehr Sozialhilfe oder Prämienverbilligungen benötigen, wodurch die Kosten für
die Kantone stiegen. 
Elf Kantone (AR, BE, FR, GE, GL, NE, OW, SO, TG, TI, VD), die SP, die Grünen sowie
zahlreiche Wirtschaftsverbände, Leistungserbringer, Versicherer,
Konsumentenvertreter und andere Interessierte lehnten den Entwurf ab. Entweder
bezweifelten sie die positive Wirkung der Vorlage auf die Selbstverantwortung der
Versicherten, auf die Kosten oder auf den Aufwand für die Versicherer oder sie
kritisierten die Einschränkungen der Wahlfreiheit der Versicherten und deren bereits
sehr hohe Selbstbeteiligung. 
Im April 2018 entschied die SGK-NR mit 11 zu 7 Stimmen bei 2 Enthaltungen, die Vorlage
mit einer kleinen Änderung zu überweisen. 28

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 07.04.2017
ANJA HEIDELBERGER

Eine Motion Brand (svp, GR) beabsichtigte, Phantome aus dem Risikoausgleich zu
entfernen. Demnach sollte der Bundesrat das KVG dahingehend ändern, dass Personen,
die ohne korrekte Abmeldung abreisen oder umziehen und trotz verschiedener
definierter Kontaktversuche nicht mehr erreicht werden können, vom Risikoausgleich
ausgenommen werden. Denn solange keine Abmeldung vorliegt, können die Gemeinden
den Krankenversicherern die Austrittsbescheinigung und damit das Ende der
Versicherungspflicht nicht melden, wodurch die obligatorische Krankenversicherung
weiterbesteht. Damit diese Personen aus den Listen gestrichen werden können,
müssen sie zuerst für tot erklärt werden. Da dies nur selten geschieht, wachsen die
Listen an. Dies sei gemäss dem Motionär insbesondere problematisch, weil diese
Personen weiterhin im Risikoausgleich aufgeführt werden und die Krankenversicherer
entsprechend Beiträge leisten müssen, ohne Prämien oder Entschädigungen durch die
Kantone für nicht bezahlte Prämien einfordern zu können. Diskussionslos nahm der
Nationalrat diese Motion in der Herbstsession 2017 an. 29

MOTION
DATE: 29.09.2017
ANJA HEIDELBERGER

Eine Motion Brand (svp, GR) fordert den Bundesrat zum Erarbeiten eines „Masterplans
für eine bezahlbare Krankenversicherung 2030” auf, mit dessen Hilfe das
Kostenwachstum bekämpft werden soll. Als Ziele und Schwerpunkte des Masterplans
definierte der Motionär die Eindämmung der negativen Kostenentwicklung der OKP, die
Realisierung von Effizienzgewinnen, die Vermeidung von Über-, Fehlversorgung und
Mengenausweitungen, die Stärkung der Eigenverantwortung sowie die Behebung von
Fehlanreizen durch die OKP. In seiner Antwort verwies der Bundesrat auf die Strategie
Gesundheit 2020, welche die Prioritäten der Schweizer Gesundheitspolitik regle. Diese
beinhalte teilweise bereits Massnahmen, die den Forderungen des Motionärs
entsprächen. Zudem seien bereits zu einigen Forderungen der Motion konkrete
Arbeiten aufgenommen worden (Projektion der Gesundheitsausgaben 2009-2060,

MOTION
DATE: 11.12.2017
ANJA HEIDELBERGER
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Strategie zur Langzeitpflege (Po. 12.3604), Patientenrechte und -partizipation (Po.
12.3100, Po. 12.3124, Po. 12.3207)). Folglich sei ein zusätzlicher Masterplan nicht
zielführend. Dennoch nahm der Nationalrat die Motion mit 129 zu 52 Stimmen (bei einer
Enthaltung) gegen den Willen der SP- und der Grünen-Fraktion an. 30

Heinz Brand (svp, SZ) beabsichtigte im September 2017, mit einer Motion eine
Innovationsbestimmung im KVG einzuführen. Diese soll für alle Akteure offen sein und
Pilotprojekte für die Durchsetzung von Massnahmen zur Verbesserung von Qualität und
Wirtschaftlichkeit ermöglichen. Konkret soll von einzelnen KVG-Bestimmungen gezielt
abgesehen werden können, um alternative Mechanismen zu testen. Unbeeinflusst
bleiben sollen jedoch die Leistungsansprüche der Versicherten und der
Aufnahmezwang für die Versicherungen. Bereits vor Einführung des KVG hätte man mit
einem Experimentierartikel gute Erfahrungen gemacht, erklärte der Motionär sein
Anliegen. Anders als heute, wo vor allem Kantone die Möglichkeit zu ausserordentlichen
Massnahmen hätten, sollten zukünftig alle Akteure Pilotprojekte anstossen können.
Durch solche Projekte könnten die Folgen einzelner Änderungen untersucht, Hinweise
auf ihre Tauglichkeit oder auf Umsetzungsprobleme gefunden und dringliche Reformen
vorbereitet werden. Diese Änderung war ganz im Sinne des Bundesrates: Aufgrund des
Expertenberichts «Kostendämpfungsmassnahmen zur Entlastung der obligatorischen
Krankenpflegeversicherung» würden Massnahmen zur Kostendämpfung ausgearbeitet,
wozu auch eine Innovationsbestimmung zähle, erklärte er in seiner Stellungnahme.
Daher empfahl er die Motion zur Annahme.

Um eine diskussionslose Annahme der Motion zu verhindern, bekämpfte Barbara Gysi
(sp, SG) den Vorstoss im Dezember 2017. In der Nationalratsdebatte in der
Frühjahrssession 2018 verdeutlichte der Motionär nochmals den Nutzen des
Vorstosses: Da das Gesundheitswesen sehr stark reglementiert sei, sei ein
Innovationsartikel nötig, um einzelne Änderungen in dieser komplexen Materie zu
testen. Der Innovationsartikel stelle dabei die materiell-rechtliche gesetzliche
Grundlage für Abweichungen vom geltenden Recht dar. Dabei sollten alle betroffenen
Akteure nur freiwillig und bei reversiblen Projekten mitmachen. Man habe bereits im
Asylbereich mit einem solchen Innovationsartikel gearbeitet. Barbara Gysi wies darauf
hin, dass ein Innovationsartikel «nicht per se einfach nur etwas Gutes» sei.
Pilotprojekte sollten nicht zu offen ausgelegt sein und keine Präjudize schaffen.
Aufgeschreckt habe sie insbesondere die Formulierung in der Begründung der Motion
bezüglich einer Lockerung des Vertragszwangs. Dies sei ein Anliegen der
Versicherungslobby, welcher der Motionär als Präsident von Santésuisse angehöre.
Keinesfalls dürfe aber die Solidarität untergraben werden; der Vertragszwang sei für die
Bevölkerung sehr wichtig, erklärte sie mit Verweis auf die Managed-Care-Abstimmung
weiter. Daher bat sie den Bundesrat darzulegen, in welchen Bereichen Pilotversuche
möglich sein sollen. Gesundheitsminister Berset erklärte, dass sich der Bundesrat bei
Annahme der Motion auf den Motionstext, nicht auf dessen Begründung stützen werde,
was Gysi überzeugte: Sie bekämpfte die Vorlage in der Folge nicht mehr, so dass diese
stillschweigend angenommen wurde. 31

MOTION
DATE: 26.02.2018
ANJA HEIDELBERGER

Im Januar 2018 folgte die SGK-SR dem Entschluss des Erstrats und empfahl die Motion
Brand (svp, GR), die eine Entfernung von Phantomen aus dem Risikoausgleich zum Ziel
hatte, mit 10 zu 0 Stimmen zur Annahme. Bei der Behandlung der Motion durch den
Zweitrat in der Frühjahrssession 2018 betonte Joachim Eder (fdp, ZG) für die
Kommission noch einmal, dass nach unbekannt verzogene Personen ein Problem bei
der Berechnung des Risikoausgleichs darstellen würden. Aus diesem Grund solle diese
technische Änderung wie vom Motionär gewünscht vorgenommen werden. Diskussions-
und oppositionslos schloss sich der Ständerat diesem Votum an. Damit liegt es nun am
Bundesrat, eine Abfolge von Kontaktversuchen zu definieren, nach denen eine Person
aus dem Risikoausgleichsbestand entfernt werden darf. 32

MOTION
DATE: 15.03.2018
ANJA HEIDELBERGER

Im Dezember 2017 reichte Heinz Brand (svp, GR) eine Motion zur Erhöhung der
Transparenz und Nachvollziehbarkeit der Leistungsabrechnung nach Tarmed für die
Patienten ein. Da die Leistungserbringer die vom Bundesrat 2014 eingeführten
Korrekturmassnahmen kompensiert hätten und dies auch für die neuen Tarife drohe,
sollten die Datenlieferung und Rechnungsstellung der Leistungserbringer in Zukunft
überprüfbar sein müssen. Nötig seien somit digitale Abrechnungen im Tiers payant –
also bei direkter Bezahlung der Rechnungen der Leistungserbringer durch die

MOTION
DATE: 16.03.2018
ANJA HEIDELBERGER
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Krankenversicherer –, klare Standards im Tiers garant – bei Bezahlung der Rechnungen
durch die Versicherten und anschliessender Rückforderung der Beträge bei den
Versicherern – und verständliche Rechnungskopien an die Patienten. Durchgesetzt
werden solle dies aus Sicht des Motionärs mittels Sanktionsmöglichkeiten, die
bestenfalls gar nicht angewendet werden müssten. Der Bundesrat pflichtete dem
Motionär bei, dass die Transparenz erhöht werden müsse, und empfahl die Motion zur
Annahme. Das KVG enthalte zwar bereits Sanktionsmöglichkeiten, diese würden jedoch
nicht zielführend umgesetzt. Daher habe eine Expertengruppe zur Kostendämpfung
auch Massnahmen bei der Rechnungskontrolle vorgeschlagen. Bei der Prüfung dieser
Massnahmen werde das EDI auch die Anliegen der Motion Brand aufnehmen. In der
Frühjahrssession 2018 nahm der Nationalrat die Motion diskussionslos an. 33

Im April 2018 schlug die Debatte um die Franchisen speziell hohe Wellen, nachdem die
CEO der Krankenversicherung CSS, Philomena Colatrella, in einem Interview mit dem
SonntagsBlick vorgeschlagen hatte, neben anderen Massnahmen auch eine Erhöhung
der Mindestfranchise auf CHF 5'000 bis CHF 10'000 zu prüfen. Dadurch würden die
Prämien stark sinken – gemäss ersten Schätzungen auf CHF 170 pro Monat und Person
–, wodurch bei der Prämienverbilligung Gelder frei würden, um die sozial Schwächeren
bei der Bezahlung der Kosten innerhalb der Franchise zu unterstützen. Dadurch würde
die Eigenverantwortung gestärkt, wodurch wiederum die Gesundheitskosten sinken
würden, erklärte Colatrella. Dieser Vorschlag sorgte bei zahlreichen Akteurinnen und
Akteuren der Gesundheitspolitik für Aufruhr: Eine solche Erhöhung könne sich kaum
jemand leisten, war der Tenor. Für Patientenschützerin Susanne Hochuli würde dieser
Vorschlag das Ende des heutigen Kassensystems darstellen, weil die Kosten der sozialen
Abfederung nicht mehr durch die Prämiengelder bezahlt würden. Barbara Gysi (sp, SG)
befürchtete eine zusätzliche Belastung der sozial Schwächeren und Heinz Brand (svp,
GR) prognostizierte gar einen Volksaufstand. Neben der breiten Kritik wurden aber auch
verständnisvolle Stimmen laut, die eine umfassende Diskussion über alternative Modelle
forderten.

Gleichzeitig beschäftigte sich im Jahr 2018 auch die Politik ausführlich mit dem Thema
der Franchisen. So wurden 2018 neun Geschäfte zu diesem Thema beraten. Der
Nationalrat stimmte drei Motionen der FDP.Liberalen-Fraktion zu, gemäss denen die
Franchisen zukünftig regelmässig angepasst werden (Mo. 16.3110) und die Maximal- (Mo.
16.3111) und Minimalfranchise (Mo. 16.3112) erhöht werden sollen. Gehör im Nationalrat
fanden auch eine Motion Landolt (bdp, GL; Mo. 16.3084) zur Anpassung der
ordentlichen Franchise der OKP von CHF 300 auf mindestens CHF 400 sowie eine
parlamentarische Initiative Borer (svp, SO; Pa.Iv. 15.468) für eine Verlängerung der
Vertragsdauer bei besonderen Versicherungsformen wie Wahlfranchisen von einem auf
drei Jahre. Einer Forderung der SGK-SR zur Beibehaltung der Maximalrabatte bei allen
Wahlfranchisen (Mo. 17.3637) stimmte der Ständerat zu. Damit wollte er verhindern,
dass der Bundesrat die Maximalrabatte der mittleren Franchisen anpasst, wie ein
Bericht zuvor gefordert hatte. Einer ähnlichen Forderung bezüglich der Anzahl
Franchisenstufen (Motion Weibel (glp, ZH; Mo. 15.4222)) stimmte die kleine Kammer
ebenfalls zu. Lediglich eine Motion Stöckli (sp, BE; Mo. 17.3771) mit der gegensätzlichen
Forderung, wonach der Maximalrabatt der Wahlfranchise über CHF 500 von 70 auf 80
Prozent hätte erhöht werden sollen, lehnte er ab. Die Botschaft für eine regelmässige
Anpassung der Franchisen an die Kostenentwicklung (BRG 18.036) legte der Bundesrat
ebenfalls 2018 vor: Damit soll das Verhältnis zwischen Franchisen und Bruttokosten für
die OKP bei 1:12 fixiert werden; steigen die Kosten auf das Dreizehnfache der Franchise,
müsste diese erhöht werden. 34

DÉBAT PUBLIC
DATE: 15.04.2018
ANJA HEIDELBERGER

Im März 2018 reichte Heinz Brand (svp, GR) eine Motion zur Eindämmung des
Kostenwachstums in der OKP ein: Künftig sollen alle KVG-Tarifverträge zwingend ein
Kosteneindämmungselement beinhalten. Die Tarife sollen folglich nur noch genehmigt
werden, wenn darin wirksame Massnahmen für automatische Kosteneinsparungen
vorhanden sind. Um tariflose Zustände zu verhindern, soll beim Fehlen solcher
Massnahmen die Genehmigungsbehörde den Tarif mit Kosteneindämmungsabzug
festsetzen. Der Bundesrat begrüsste die Motion und empfahl sie zur Annahme: Das von
ihm ebenfalls im März 2018 verabschiedete Kostendämpfungsprogramm, das im Herbst
2018 in die Vernehmlassung kommen werde, beinhalte Massnahmen zur Kostenkontrolle
und zur Tarifregelung. Im Rahmen dieser Regelungen soll die Motion umgesetzt werden.
In der Sommersession nahm der Nationalrat die Motion stillschweigend an. 35

MOTION
DATE: 15.06.2018
ANJA HEIDELBERGER
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Im Oktober 2017 beauftragte der Bundesrat mit Bezug auf den Expertenbericht zu den
kostendämpfenden Massnahmen für die OKP das EDI damit, neue
Kostendämpfungsmassnahmen zur Entlastung der OKP vorzuschlagen und sich dabei an
folgende Leitlinien zu halten: Alle Akteure sollen zur Dämpfung der Kosten beitragen
und ihren Handlungsspielraum ausschöpfen, zudem soll die Transparenz durch die
Veröffentlichung von Qualitätsdaten verbessert werden. Des Weiteren sollen Anreize
zur Mengenausweitung korrigiert werden. Die Tarifpartnerschaft soll aufrechterhalten
werden; sollte sie sich jedoch als ergebnislos erweisen, soll der Bund subsidiär
eingreifen. 

Im September 2018 schickte der Bundesrat das erste Massnahmenpaket zur
Kostendämpfung im Gesundheitswesen in die Vernehmlassung. Das lang erwartete
Projekt, das zahlreiche angenommenen Vorstösse aufnimmt, soll Einsparungen von
mehreren hundert Millionen Franken mit sich bringen. Konkrete Auswirkungen auf die
vergüteten Preise sollen durch ein Referenzpreissystem für patentabgelaufene
Medikamente, welches durch einen Preisabschlag oder ein Meldesystem die
Verschreibung von Generika verstärken soll, durch die Schaffung einer paritätisch
zusammengesetzten nationalen Tariforganisation für den ambulanten Bereich sowie
durch die Schaffung von Patientenpauschaltarifen, also Pauschalen im ambulanten
Bereich beruhend auf einer einheitlichen Tarifstruktur, erzielt werden. Auch weitere
Massnahmen sollten kostenrelevant sein: die Schaffung eines Experimentierartikels, wie
er von Heinz Brand (svp, SZ) gefordert worden war und der es ermöglichen soll,
ausserhalb des KVG innovative, kostendämpfende Pilotprojekte thematisch, zeitlich und
räumlich eingegrenzt zu testen; eine Verpflichtung der Leistungserbringenden und
Versicherungen, Massnahmen zur Korrektur von ungerechtfertigtem Mengen- und
Kostenwachstum vorzulegen; das Versenden von Rechnungskopien an die Versicherten
zur Rechnungskontrolle sowie ein Beschwerderecht von Versichererverbänden bei
Verfügungen der Kantone bezüglich Spitäler, mit dem eine Überversorgung verhindert
werden sollte. 36

ACTE ADMINISTRATIF
DATE: 14.09.2018
ANJA HEIDELBERGER

Im Juli 2018 reichte die SGK-NR eine Motion zur Mitsprache und Mitbestimmung der
Krankenversicherer bei kantonalen Spital- und Pflegeheimlisten ein. Demnach soll
eine Beschwerdelegitimation von Krankenversicherern gegen Beschlüsse der
Kantonsregierungen zur Zulassung von Spitälern zur Leistungserbringung gemäss OKP
geschaffen werden. Ausgangspunkt des Anliegens war die in der Zwischenzeit
zurückgezogene parlamentarische Initiative Brand (svp, GR; Pa. Iv. 17.460), welche die
SGK-NR in eine Kommissionsmotion umgewandelt hatte. Die Kommission erklärte, dass
das BVGer, nachdem es den Bundesrat als Beschwerdeinstanz gegen Entscheide zur
Spital- und Pflegeheimplanung abgelöst hatte, auch dessen Praxis, die
Krankenversicherer als Beschwerdeführer zuzulassen, geändert habe. Da aber eine
Zunahme von Leistungserbringenden zu Mehrkosten für die Versicherer führe und
Letztere als Vollzugsorgane der OKP über entsprechendes Fachwissen verfügten, solle
ihnen durch die Einräumung der Beschwerdelegitimation eine Mitverantwortung für ein
kostengünstiges Gesundheitswesen gegeben werden, führte die Kommission aus. 
In der Herbstsession 2018 kritisierte Bea Heim (sp, SO) insbesondere, dass keine
Vertreterinnen oder Vertreter der Kantone oder der GDK angehört worden seien. Der
gesetzliche Auftrag für die Gesundheitsversorgung liege bei den Kantonen, ihre
Lösungsvorschläge würden durch kantonale Abstimmungen legitimiert, führte sie aus.
Wenn nun sechzig Krankenversicherer Einspruch dagegen einlegen könnten, blockiere
dies das ganze System und gäbe den Versicherern zu viel Macht, ohne dass sie
Verantwortung tragen müssten. Gesundheitsminister Berset erklärte, dass der
Bundesrat ein Beschwerderecht für Krankenkassenverbände, nicht jedoch für einzelne
Krankenkassen befürworte und dieses im Rahmen der Teilrevision des KVG betreffend
Massnahmen zur Kostendämpfung vorsehen werde. Dennoch nahm die grosse Kammer
die Motion mit 120 zu 59 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) gegen den Widerstand der
geschlossenen SP- und Grünen-Fraktionen sowie von einzelnen Mitgliedern der SVP-
und CVP-Fraktionen an. 37

MOTION
DATE: 19.09.2018
ANJA HEIDELBERGER
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Die Digitalisierung im Gesundheitswesen wollte Jürg Grossen (glp, BE) mit einer Motion
fördern, indem die Leistungserbringenden den Krankenversicherern zukünftig
sämtliche Rechnungen elektronisch liefern sollten. Bisher erhielten die Versicherer
noch immer 30 Prozent der Rechnungen auf Papier, was Administrativkosten in
Millionenhöhe verursache und die Rechnungskontrolle erschwere, erklärte Grossen.
Eine elektronische Übermittlung solle auch im Tiers garant möglich sein, indem die
Leistunsgerbringenden den Versicherten und den Versicherern eine elektronische
Kopie der Rechnung schicken, welche die Versicherten aber erst freigegeben müssten,
bevor sie die Krankenversicherer bearbeiten können. 
Der Bundesrat empfahl die Motion zur Annahme und erklärte wie bei den Motionen
Buffat (svp, VD; Mo. 18.3513) und Brand (svp, GR; Mo. 17.4270), dass er nicht nur
gescannte Versionen der Rechnung, sondern zusätzlich auch deren Übertragung durch
eine strukturierte Plattform befürworte. Die elektronische Übermittlungspflicht dürfe
aber nicht auf die Versicherten ausgedehnt werden. Diskussionslos und stillschweigend
nahm der Nationalrat die Motion in der Herbstsession 2018 an. 38

MOTION
DATE: 28.09.2018
ANJA HEIDELBERGER

Rechnungen an die Krankenkassen im Rahmen des KVG sollen zukünftig nur noch
elektronisch mit strukturierten und standardisierten Daten übermittelt werden – dies
beabsichtigte Michaël Buffat (svp, VD) im Juni 2018 mit einer Motion zu erreichen.
Durch die Übermittlung der Rechnungen in digitaler und standardisierter Form könnten
Fehler reduziert werden, zudem erlaube dies eine schnellere Verarbeitung und eine
genauere Überprüfung der Angaben. Dies bringe auch Vorteile für die
Leistungserbringer, da weniger Rückfragen gestellt würden und die Zahlungen schneller
erfolgten, sowie für die Prämien- und Steuerzahlenden, da die Prämien reduziert
werden könnten. Der Bundesrat erklärte, dass er zwar das Anliegen unterstütze und
daher diese Motion, genauso wie zuvor die Motionen Brand (svp, GR; Mo. 17.4270) und
Grossen (glp, BE; Mo. 18.3664), zur Annahme empfehle, dass es aber wichtig sei, dass
für die Versicherten keine Pflicht zur elektronischen Übermittlung der Rechnungen
entstehe. Diskussionslos und stillschweigend nahm der Nationalrat die Motion in der
Herbstsession 2018 an. 39

MOTION
DATE: 28.09.2018
ANJA HEIDELBERGER

Im September 2018 nahm der Bundesrat zum Entwurf der SGK-NR im Rahmen der
parlamentarischen Initiative Borer (svp, SO) für eine Stärkung der Selbstverantwortung
im KVG Stellung. Er erklärte seine Unterstützung für den Minderheitsantrag Carobbio
Guscetti (sp, TI) auf Nichteintreten, da das strategische Wechseln der Franchisen
gemäss dem Bericht der SGK-NR nur in 0.17 Prozent der Fälle vorkomme und die
Krankenversicherungen dadurch jährlich lediglich CHF 5 Mio. einsparen könnten.
Diesem geringen Vorteil stünden jedoch zahlreiche Nachteile gegenüber, etwa eine
Schwächung der Selbstverantwortung durch häufigere Wahl der Grundfranchise,
Mehrkosten für EL und Sozialhilfe und somit auch für Kantone und Gemeinden sowie
ein administrativer Mehraufwand für die Krankenversicherungen. 
In der Wintersession 2018 behandelte der Nationalrat den Entwurf. Als
Kommissionssprecher betonten Philippe Nantermod (fdp, VS) und Heinz Brand (svp, GR)
noch einmal den Nutzen der Vorlage: Das opportunistische «Franchisenhüpfen» müsse
gestoppt werden, auch wenn es sich dabei um ein untergeordnetes Problem handle.
Barbara Gysi (sp, SG) kritisierte im Namen der Minderheit Carobbio Guscetti vor allem
das Verhalten der Kommission, die trotz mehrheitlich negativer
Vernehmlassungsantworten keinen der Kritikpunkte in die Vorlage aufgenommen hatte.
Mit 111 zu 68 Stimmen bei einer Enthaltung sprach sich der Nationalrat für Eintreten auf
die Vorlage aus. Während die SP- und die Grünen-Fraktion Eintreten geschlossen
ablehnten, war die Situation aufseiten der Bürgerlichen weniger deutlich. Gespalten
zeigte sich insbesondere die FDP-Fraktion, aber auch in der SVP- und der CVP-Fraktion
lehnten einzelne Personen eine Behandlung der Vorlage ab. Knapper scheiterte der
Antrag Grüter (svp, LU) auf Rückweisung an die Kommission: Mit 86 zu 81 Stimmen bei 13
Enthaltungen stimmte der Rat für die Behandlung der Vorlage, wobei hier die Fronten
quer durch die meisten Fraktionen verliefen. 
In der Detailberatung versuchte eine Minderheit Ruiz (sp, VD), eine Ausnahmeklausel für
Personen, bei denen neu eine chronische oder schwere Krankheit diagnostiziert wurde,
zu schaffen. Eine solche lehnte der Nationalrat jedoch mit 118 zu 56 Stimmen (bei 1
Enthaltung) ab. Ebenfalls abgelehnt wurde eine vom Bundesrat vorgeschlagene und von
der Kommissionsmehrheit unterstützte Pflicht für die Krankenversicherungen, die
Versicherten zwei Monate vor Ablauf der Frist auf ihre Wahlmöglichkeit hinzuweisen.
Mit 112 zu 62 Stimmen (3 Enthaltungen) folgte die grosse Kammer einer Minderheit
Humbel (cvp, AG), welche unter anderem die Kosten für die Versicherungen «ohne

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 26.11.2018
ANJA HEIDELBERGER
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Mehrwert für die Versicherten» scheute. Mit 113 zu 60 Stimmen (bei 5 Enthaltungen)
verabschiedete der Rat die Vorlage in der Gesamtabstimmung. 40

In der Wintersession 2018 beriet der Ständerat die Motion Brand (svp, GR) bezüglich
eines Masterplans für eine bezahlbare Krankenversicherung 2030. Zuvor hatte die
SGK-SR erklärt, dass sie die Kernforderungen der Motion zwar befürworte, diese aber
durch den Bericht der Expertengruppe über Kostendämpfungsmassnahmen in der OKP
und das erste Massnahmenpaket des Bundesrates bereits als erfüllt erachte. Der
Ständerat behandelte die Motion Brand zusammen mit den Motionen Humbel (cvp, AG)
zu Pilotversuchen im KVG (Mo. 17.3827) und zu einem differenzierten
Preisfestsetzungssystem bei den Arzneimitteln (Mo. 17.3828), da alle mit dem ersten
Kostendämpfungspaket des Bundesrates in Zusammenhang stehen. Stillschweigend
lehnte er alle drei Motionen ab – sie alle sind damit vom Tisch. 41

MOTION
DATE: 12.12.2018
ANJA HEIDELBERGER

Im Herbst 2018 verlangte Heinz Brand (svp, GR) eine administrative Erleichterung der
Überprüfung der Versicherungspflicht durch die Kantone, unter anderem durch eine
elektronische Abfrage bei den Krankenkassen oder Krankenkassenverbänden. Jährlich
müssen die Kantone rund 800'000 Zugezogene oder Neugeborene und damit rund 10
Prozent der Bevölkerung auf ihre KVG-Pflicht überprüfen. Aufgrund fehlender
elektronischer Überprüfungsmöglichkeiten müsse diese Abfrage de jure über briefliche
Einzelanfragen geschehen, erklärte der Motionär. Wenn bei einer vermuteten fehlenden
Versicherung von Amtes wegen eine Versicherung verfügt werde, werde jedoch häufig
festgestellt, dass bereits eine Versicherung vorhanden sei. Der Bundesrat befürwortete
die Motion, betonte jedoch, dass er davon ausgehe, dass die Versichererverbände nicht
über persönliche Daten der Versicherten verfügten und sich der Datenaustausch somit
auf die Einwohnerdienste und die Krankenversicherer beschränke. In der Wintersession
2018 nahm der Nationalrat die Motion Brand diskussionslos und stillschweigend an. 42

MOTION
DATE: 14.12.2018
ANJA HEIDELBERGER

Obwohl der Bundesrat bereits Teile der Vorlage in das erste Massnahmenpaket zur
Kostendämpfung eingebaut habe, empfahl die SGK-SR die Motion Brand (svp, GR) zur
Erhöhung der Transparenz und Nachvollziehbarkeit der Leistungsabrechnung nach
Tarmed im Februar 2019 zur Annahme. Die Forderung einer digitalen Abrechnung im
Tiers payant sei noch nicht erfüllt und solle in das zweite Massnahmenpaket eingebaut
werden, argumentierte Hans Stöckli (sp, BE) in der Frühjahrssession 2019 für die
Kommission. Stillschweigend nahm der Ständerat die Motion an. 43

MOTION
DATE: 05.03.2019
ANJA HEIDELBERGER

Auf Antrag seiner SGK lehnte der Ständerat die Motion Brand zur Einführung einer
Innovationsbestimmung im KVG in der Frühjahrssession 2019 stillschweigend ab. Alex
Kuprecht (svp, SZ) argumentierte für die Kommission, dass bereits ein
Experimentierartikel Eingang in das erste Massnahmenpaket zur Kostendämpfung
gefunden habe und daher dem Bundesrat kein zusätzlicher entsprechender Auftrag
erteilt werden solle. Mit derselben Begründung sei auch schon die Motion Humbel (cvp,
AG; Mo. 17.3827) abgelehnt worden, betonte Kuprecht. 44

MOTION
DATE: 05.03.2019
ANJA HEIDELBERGER

Adèle Thorens Goumaz (gp, VD; Mo. 18.3432) und Olivier Feller (fdp, VD; Mo. 18.3433)
wollten im Mai 2018 mit zwei Motionen dafür sorgen, dass unbestrittene und aktuelle
Statistiken im Gesundheitsbereich zukünftig von einem unabhängigen Organ, wie zum
Beispiel dem BFS, erstellt werden sollen. Heute unterschieden sich die vorhandenen
Daten je nach Quellen – insbesondere abhängig davon, ob sie von Versicherungen,
Ärzteschaft, Spitälern oder von Pharmaunternehmen erstellt würden. Viele Zahlen
würden auch direkt von den Krankenversicherungen zur Verfügung gestellt, unter
anderem auch die Daten, welche das BAG für das offizielle Kostenmonitoring verwende.
Damit die entsprechenden Daten jedoch «von allen Beteiligten des Gesundheitswesens
akzeptiert» würden, müssten sie von einem unabhängigen und legitimierten Akteur
nach klaren und einheitlichen methodischen Vorgehen und Kriterien gesammelt und
einer Qualitätskontrolle unterzogen werden. 
Der Bundesrat teilte diese Einschätzung der Situation und beantragte die Annahme der
beiden Motionen. Eine entsprechende Datenerhebung sei notwendig, «um die
Transparenz des Gesundheitssystems zu verbessern und wirksame Massnahmen zur
Kostendämpfung zu identifizieren», betonte er in Übereinstimmung mit der

MOTION
DATE: 14.03.2019
ANJA HEIDELBERGER
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Einschätzung der Expertengruppe zur Kostendämpfung im Gesundheitswesen. Aus
diesem Grund stelle das EDI eine Expertengruppe mit dem Auftrag zur Erarbeitung
einer entsprechenden Strategie für die Erfassung, Bearbeitung und Analyse der Daten
im Gesundheitsbereich zusammen. Damit werde das Anliegen der Motion bereits
umgesetzt. 
Nachdem Sebastian Frehner (svp, BS) die Motionen im September 2018 bekämpft hatte,
behandelte sie der Nationalrat in der Frühjahrssession 2019. Adèle Thorens Goumaz
und Olivier Feller betonten gegenüber dem Rat, dass es kein Zufall sei, dass zwei
Personen aus unterschiedlichen Parteien, die beide nicht aus der Gesundheitspolitik
kämen, diese Motionen einreichten. Sie seien nicht parteiisch, es gehe ihnen nicht
darum, hier die Interessen einer Akteursgruppe des Gesundheitswesen zu vertreten.
Ihnen sei jedoch in den Debatten aufgefallen, dass derzeit unbestrittene und aktuelle
Statistiken als Grundlage der Diskussionen fehlten. Sebastian Frehner bezeichnete die
Forderung nach Daten eines unabhängigen Akteurs als Illusion. Bereits heute könnten
die Bundesämter neben allen anderen Akteuren Statistiken erstellen, es werde aber nie
ein völlig unabhängiges Organ geben, das Statistiken ohne Interessenkonflikte
erarbeiten könne. So spiele gerade auch der Bund im Gesundheitswesen eine wichtige
Rolle und sei somit nicht vor Interessenkonflikten gefeit, wie auch Heinz Brand /svp,
GR) betonte. Stattdessen sollten eben möglichst viele Statistiken aus unterschiedlichen
Quellen gefördert werden. Er befürworte aber die Bemühungen des BAG, die
Datenerfassung zu verbessern und die Statistiken aufeinander abzustimmen und
dadurch ihre Vergleichbarkeit zu erhöhen. Mit 125 zu 59 Stimmen (bei 1 Enthaltung)
befürwortete der Nationalrat die zwei Motionen. Die Nein-Stimmen stammten von der
mehrheitlich ablehnenden SVP-Fraktion sowie von zwei Mitgliedern der BDP-
Fraktion. 45

In der Ständeratsdebatte im Frühjahr 2019 beantragte die SGK-SR die Ablehnung der
Motion Brand (svp, GR) zur Eindämmung des Kostenwachstums in der OKP. Zwar
bestünden inhaltlich keine Differenzen, da die Motion aber mit dem ersten
Massnahmenpaket zur Kostendämpfung, das sich in der Vernehmlassung befinde,
bereits umgesetzt worden sei, solle sie abgelehnt werden, erklärte Alex Kuprecht (svp,
SZ) dem Ständerat. Gesundheitsminister Berset widersprach dieser Argumentation
nicht und die kleine Kammer lehnte die Motion stillschweigend ab. 46

MOTION
DATE: 21.03.2019
ANJA HEIDELBERGER

Heinz Brand (svp, GR) reichte Ende 2018 eine Motion ein, mit der er dafür sorgen wollte,
dass Eltern Zahler und Schuldner nicht bezahlter Kinderprämien bleiben, auch wenn
ihre Kinder volljährig werden. Dieselbe Motion war zuvor von Bea Heim (sp, SO; Mo.
18.4176) eingereicht, bisher aber vom Parlament noch nicht behandelt worden. Die
diesbezügliche Stellungnahme des Bundesrates habe ihn jedoch nicht zufriedengestellt,
erklärte Brand seinen Vorstoss. Nicht alle Familien bezögen Prämienverbilligungen.
Überdies sei nicht entscheidend, ob die Eltern weiterhin betrieben werden dürften
oder nicht; wichtig sei, dass nicht die Kinder betrieben würden. 
In seiner Stellungnahme zu dieser zweiten Motion lenkte der Bundesrat ein: Er habe
angekündigt, das Problem im Auge zu behalten. Da die Zahl nicht bezahlter Prämien
zunehme, sei er bereit, dem Parlament eine entsprechende Vorlage zu präsentieren.
Diskussionslos nahm der Nationalrat die Motion in der Frühjahrssession 2019 an. 47

MOTION
DATE: 22.03.2019
ANJA HEIDELBERGER

Eine Erleichterung des elektronischen Datenaustauschs zwischen den Kantonen und
den Krankenversicherern respektive ihren Verbänden erhoffte sich Lorenz Hess (bdp,
BE) von einer Ende 2018 eingereichten Motion. Dadurch sollten korrekte, tagesaktuelle
Entscheide zu Wohnsitzfrage, Krankenkassenprämien und stationären Anteilen der
Kantone gefällt werden können und der bürokratische Aufwand sowie die
Fehleranfälligkeit reduziert werden. Zwar sei eine elektronische Überprüfung der
Versicherungspflicht dank der Motion Brand (svp, GR; Mo. 18.3765) zukünftig möglich,
erklärte der Motionär, die Möglichkeiten des elektronischen Datenaustausches sollten
aber ausgedehnt werden. 
Der Bundesrat zeigte sich mit der Stossrichtung der Motion einverstanden und
beantragte ihre Annahme. Er verwies allerdings auf die Wichtigkeit der Wahrung der
privaten Interessen der Versicherten – insbesondere da der Datenaustausch zwischen
Kantonen und Krankenversicherern im Unterschied zur Motion Brand gegenseitig sei.
Zudem rief er, wie er es bereits in der Diskussion zur Motion Brand getan hatte, in
Erinnerung, dass ein Datenaustausch mit den Versichererverbänden keinesfalls möglich
sei, weil Letztere keine mit der Durchführung des KVG beauftragten Organe darstellten.

MOTION
DATE: 22.03.2019
ANJA HEIDELBERGER
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In der Frühjahrssession 2019 nahm der Nationalrat die Motion stillschweigend und
diskussionslos an. 48

In der Sommersession 2019 behandelte der Nationalrat die Motion von Bea Heim (sp,
SO), gemäss der Eltern Schuldner der nichtbezahlten Krankenkassenprämien ihrer
Kinder bleiben sollen. Die Motionärin zeigte sich in ihrer Wortmeldung erstaunt über
den Bundesrat, der ihre Motion im September 2017 zur Ablehnung empfohlen hatte,
einer Motion Brand (svp, GR; Mo. 18.4176) mit einem sehr ähnlichen Anliegen im Februar
2019 jedoch seine Unterstützung zugesagt hatte. Nachdem der Nationalrat die Motion
Brand angenommen habe, solle er nun aus Kohärenzgründen auch ihre Motion
annehmen, betonte sie. Dieser Bitte folgte der Rat und stimmte mit 174 zu 2 Stimmen
(bei 1 Enthaltung) für Annahme der Motion. 49

MOTION
DATE: 05.06.2019
ANJA HEIDELBERGER

In der Herbstsession 2019 behandelte der Nationalrat als Erstrat den Vorschlag der
SGK-NR für eine Einführung eines monistischen Finanzierungssystems für die
Gesundheitsleistungen. Eine Kommissionsminderheit Gysi (sp, SG) hatte dem Rat
Nichteintreten beantragt. Barbara Gysi betonte, dass die SP-Fraktion zwar eine
einheitliche Finanzierung von stationären und ambulanten Leistungen befürworte, aber
diese Vorlage ablehne, da darin die «Meinung der Kantone in grossen Zügen
missachtet» worden sei. Den Kantonen käme nur noch die Rolle der Zahlstelle zu, die
Relevanz der Spitallisten würde stark reduziert. Überdies würde die Vorlage zu einer
Besserstellung der Privatspitäler und Zusatzversicherten zulasten der OKP führen,
kritisierte Gysi. Aufgrund der zahlreichen Mitglieder in der Subkommission, die Mandate
bei Krankenversicherungen oder Krankenkassenverbänden hätten, und aufgrund der
«getreuen» Umsetzung der Vorschläge von Curafutura begünstige die Vorlage die
Interessen der Krankenversicherungen. «Diese Vorlage stammt klar aus der Feder von
Curafutura», fasste sie ihre Kritik zusammen. Ein Nichteintreten würde dem Bundesrat
zusammen mit den Kantonen eine neue Lösungsfindung ermöglichen. 
Ruth Humbel (cvp, AG) betonte als Kommissionssprecherin, dass es den
Krankenversicherungen nicht verboten sei, fachliche Inputs zu geben. Zudem seien die
Privatspitäler ein «Nebenschauplatz». In erster Linie stärke die Vorlage die
Steuerungsmöglichkeit der Kantone, indem sie neu den ambulanten und stationären
Bereich planen könnten, einen Einsitz in Tarmed oder Tardoc erhielten und weiterhin
die Tarife genehmigten oder erliessen, wenn sich die Tarifpartner nicht einigten. Mit
136 zu 52 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) sprach sich der Nationalrat in der Folge für
Eintreten aus. Die ablehnenden Stimmen stammten aus der SP- und der Grünen-
Fraktion sowie von MCG-Mitglied Roger Golay (mcg, GE). 
In der Detailberatung diskutierte der Nationalrat verschiedene technische Fragen, die
jedoch, so die Auffassung der meisten Rednerinnen und Redner, hochpolitisch waren.
So beriet die grosse Kammer die Berechnung der Kantonsbeiträge, bei der zwei Fragen
umstritten waren: Soll erstens der Abzug der Risikoabgaben risikobasiert oder
kostenbasiert erfolgen und sollen zweitens die Kostenbeteiligungen der Versicherten
abgezogen werden, bevor die Kantonsbeiträge berechnet werden. Bei ersterer Frage
sprach sich eine Kommissionsminderheit Nantermod (fdp, VS) für das risikobasierte
Pauschalmodell aus. Dieses habe den Vorteil, dass nur die Risikokompensation und
nicht die variablen Verwaltungskosten der Versicherungen berücksichtigt würden,
erklärte Regine Sauter (fdp, ZH) für die Kommissionsminderheit. Dadurch würden die
Anreize zur Kosteneffizienz erhöht. Hingegen argumentierte Heinz Brand (svp, GR), dass
es hier um Steuergelder der Kantone gehe und diese der Kostenwahrheit entsprechen
müssten. Somit könne man diese nicht «aufgrund irgendwelcher mathematischer
Berechnungen» verteilen. Mit 111 zu 78 Stimmen sprach sich der Nationalrat für den
Mehrheitsantrag der SGK-NR und somit für das kostenbasierte Modell aus: Eine Allianz
aus SP-, Grünen- und SVP-Fraktion setzte sich diesbezüglich gegen die geschlossen
stimmenden übrigen Fraktionen durch. 
Eine weitere Minderheit Nantermod setzte sich dafür ein, dass die Kostenbeteiligungen
der Versicherten, also zum Beispiel die Franchisen, ebenfalls in die Berechnung des
Kantonsanteils einfliessen sollten. Nur dadurch würden Personen mit hohen Franchisen
gleich behandelt wie Personen mit tiefen Franchisen. Mit dieser Berechnungsart
müssten die Kantone den Versicherungen aber auch Geld für Kosten überweisen, die
nicht von ihnen, sondern von den Versicherten bezahlt worden seien, kritisierte
Gesundheitsminister Berset. Rechtlich sei es gemäss dem Bundesamt für Justiz zudem
problematisch, wenn der Bund die Kantone zwinge, Kosten zu übernehmen, die nicht
unter die OKP fielen, erklärte Kommissionssprecherin Humbel. Weiter könne es nicht
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sein, dass die Eigenverantwortung, die den höheren Franchisen zugrunde liege, «an die
Kantone delegiert werde». Mit 148 zu 33 Stimmen (bei 4 Enthaltungen) respektive 141 zu
46 Stimmen (bei keiner Enthaltung) sprach sich der Nationalrat für den Antrag des
Bundesrates und die Berechnung der Kantonsbeiträge nach Abzug der Franchisen aus.
Für die Minderheit hatten sich vor allem Teile der SVP- und der FDP.Liberale-
Fraktionen eingesetzt. Gleichzeitig entschied sich der Rat auch, den von den Kantonen
übernommenen Mindestanteil von 22.6 Prozent auf 25.5 Prozent zu erhöhen, wie es der
Bundesrat beantragt hatte. 
Wie sich bereits in der Eintretensdebatte angekündigt hatte, war die Frage der
Vergütungen an die Vertragsspitäler in der Detailberatung besonders umstritten. Diese
liegt heute bei 45 Prozent, neu soll sie jedoch auf 74.5 Prozent erhöht werden. Dadurch
würden Privatspitäler, die sich nicht an der Ausbildung oder am
Grundversorgungsauftrag beteiligten, die besonders lukrative Fälle der übrigen Spitäler
abwerben würden und deren Gewinne auf den Konten von ausländischen Investoren
landeten, noch stärker aus der OKP abgegolten werden als bisher, kritisierte Barbara
Gysi. Dadurch käme es zu einem Anstieg der Prämien der Grundversicherten, zu einer
Mengenausweitung durch die Privatspitäler – bereits jetzt würden halbprivat oder privat
versicherte Personen zum Beispiel 2.2-mal häufiger am Knie operiert als
Grundversicherte – sowie zu einem Anstieg der Anzahl Privatspitäler. Schliesslich
unterliefe dies auch die Spitalplanung der Kantone. Letzteren Punkt betonte auch
Bundesrat Berset. Kommissionssprecherin Humbel entgegnete hingegen, dass
Privatkliniken nicht per se teurer seien als öffentliche Spitäler und es überdies nur zehn
davon gebe. Heute würden 45 Prozent der stationären Kosten der Vertragsspitäler
durch die Kantone sowie 100 Prozent der ambulanten Leistungen durch die
Versicherungen vergütet; mit einem Anteil von 74.5 Prozent wäre der Unterschied zu
heute somit vernachlässigbar. Die grosse Kammer sprach sich in der Folge mit 132 zu 56
Stimmen (bei 6 Enthaltungen) deutlich für den Antrag der Kommissionsmehrheit und
die höhere Vergütung für die Vertragsspitäler aus.  
Bei der Frage nach der zukünftigen Rolle der gemeinsamen Einrichtung der
Versicherungen entschied sich der Rat gegen eine Minderheit Aeschi (svp, ZG) und eine
Minderheit Carobbio (sp, TI) dafür, dass die Einrichtung neu auch für die Aufteilung des
Kantonsbeitrags auf die Versicherungen zuständig sein soll. Sowohl Aeschi als auch
Carobbio hatten mit ihren Anträgen beabsichtigt, die Rolle der Kantone in EFAS zu
stärken; Thomas Aeschi wollte den Kantonen die Möglichkeit geben, das Geld selbst zu
verteilen, während Marina Carobbio der gemeinsamen Einrichtung die Kontrolle über
die Zahlungen übertragen wollte, damit die Kantone den Versicherungen nicht blind
vertrauen müssten, wie Bea Heim (sp, SO) erklärte. 
Schliesslich stimmte der Nationalrat dem Entwurf mit 121 zu 54 Stimmen (bei 8
Enthaltungen) zu, wobei die ablehnenden Stimmen wie schon in der
Eintretensabstimmung von der SP- und der Grünen-Fraktion sowie von Roger Golay
stammten. Auch im Lager der SVP stiess die Vorlage mit 8 Enthaltungen jedoch nicht
ausschliesslich auf Unterstützung. 50

In der Wintersession 2019 behandelte der Ständerat die Motionen Heim (sp, SO) und
Brand (svp, GR; Mo. 18.4176) mit dem gemeinsamen Anliegen, dass Eltern Schuldner der
nichtbezahlten Krankenkassenprämien ihrer Kinder bleiben sollen. Da die Belastung
für die Haushalte mit geringeren Einkommen seither zugenommen habe und die Zahl
der unbezahlten Prämien ansteige, empfehle der Bundesrat nun in Übereinstimmung
mit der SGK-SR auch die Motion Heim zur Annahme, erklärte Gesundheitsminister
Berset. Stillschweigend stimmte der Ständerat beiden Motionen zu. 51
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In der Wintersession 2019 behandelte der Ständerat die Motion Brand (svp, GR) zur
Unterhaltspflicht von Eltern bezüglich nichtbezahlter Kinderprämien zusammen mit
der Motion Heim (sp, SO; Mo. 17.3323) und stimmte beiden stillschweigend zu. 52
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Im Hinblick auf die stetig steigenden Krankenkassenprämien, vor allem in den
französischsprachigen Kantonen, lancierten die Kantone Tessin, Genf, Jura, Freiburg
und Neuenburg eine Offensive für tiefere Krankenkassenprämien. Dabei zielten sie auf
verschiedene Änderungen am KVAG ab, mit denen sie Probleme, die in ihren Augen mit
der letzten KVAG-Revision geschaffen worden waren, lösen wollten. Dazu zählte
insbesondere die Problematik der Krankenkassenreserven. So müssen Krankenkassen
Reserven anlegen, die ihre langfristige Zahlungsfähigkeit garantieren sollen. Übersteigen
die Kosten der Versicherungen ihre Prämieneinnahmen, wird der Verlust über die
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Reserven bezahlt, Gewinne fliessen ihrerseits in die Reserven. Bei «übermässigen
Reserven» erlaubt das KVAG einen Abbau durch eine Verteilung der überschüssigen
Reserven an alle Versicherten einer Krankenkasse respektive eine Rückzahlung eines
Teils der Prämien an die Versicherten spezifisch in denjenigen Kantonen, in denen zu
hohe Prämien verlangt worden waren. Weder das KVAG noch die KVAV spezifizieren
jedoch, was «übermässige Reserven» sind oder schreiben gar einen Reservenabbau
vor. Entsprechend forderte eine erste Gruppe von Standesinitiativen der fünf Kantone
die ausdrückliche Definition einer maximal erlaubten Reservehöhe und eine Pflicht zum
Abbau von zu hohen Reserven. Eine zweite Gruppe zielte auf die Rückerstattung von zu
hohen Prämien in einzelnen Kantonen: Zukünftig sollen die Krankenkassen zu hoch
festgelegte Prämien über einen Prämienausgleich bei zukünftigen Prämien in
demselben Kanton ausgleichen. Die dritte Gruppe von Standesinitiativen widmete sich
der Einschränkung der Möglichkeiten der Kantone, sich zu den zukünftigen Prämien zu
äussern, und verlangte eine Möglichkeit zur Stellungnahme sowie den Zugang zu den
dafür notwendigen Informationen.
In der Zwischenzeit hatte der Bundesrat jedoch eine Änderung der KVAV bekannt
gegeben, mit welcher der freiwillige Abbau und die Rückerstattung der
Krankenkassenreserven vereinfacht und die Regeln dazu präzisiert werden sollen. 
In Übereinstimmung mit der Urheberschaft der verschiedenen Standesinitiativen wurde
diese Problematik in den Deutschschweizer Medien kaum aufgenommen, während sie
in der Romandie und vor allem im Tessin für grosse mediale Diskussionen sorgte.
Demnach betonte etwa 24 Heures, dass die Reserven heute mit CHF 11 Mrd. doppelt so
hoch seien, wie rechtlich nötig wäre. Auf das Jahr 2021 hin waren die
Krankenkassenprämien im Durchschnitt zwar vergleichsweise schwach angestiegen,
erneut verzeichneten die romanischsprachigen Kantone jedoch einen grösseren
Anstieg als die Deutschschweizer Kantone. Entsprechend wies Felix Schneuwly,
Krankenkassenexperte von Comparis, darauf hin, dass die Kosten zukünftig in allen
Prämienregionen hoch genug sein müssten, so dass nicht einzelne Prämienregionen für
die zu tiefen Prämien anderer Regionen aufkommen und diese so «finanzieren»
müssten. Kritisiert wurde darüber hinaus, dass der Bund bei der Prämienfestlegung zu
wenig interveniere und die vorgeschlagenen Prämien einfach akzeptiere. Die Reserven
müssten überdies nicht nur angesammelt, sondern tatsächlich auch eingesetzt werden,
etwa im Rahmen der Corona-Pandemie: Anstatt dass die Kantone hier für einen
Grossteil der Kosten aufkommen müssten, sollten die Krankenversicherungen ihre
Reserven für diese unerwartete Notlage einsetzen – schliesslich sei dies ja ihr Zweck.
Diesbezüglich betonte Heinz Brand (svp, GR) als Präsident von Santésuisse, dass die
Krankenversicherungen ihre Reserven während der Pandemie dafür eingesetzt hätten,
dass es nicht zu pandemiebedingten Prämienerhöhungen komme. Allgemein wehrten
sich die Krankenversicherungen in den Medien gegen die Pflicht zum Reserveabbau, da
man bereits in den letzten Jahren zu tiefe Kostenerwartungen eingereicht habe, um die
Prämien tief halten zu können. 53

In der Frühjahrssession 2020 behandelte der Ständerat die Motion Hess (fdp, BE), in
welcher der Motionär eine Ausweitung des elektronischen Datenaustauschs auf
weitere Bereiche forderte, zusammen mit der Motion Brand (svp, GR; Mo. 18.3765).
Zuvor hatte die SGK-SR den Ausbau des elektronischen Datenaustausches zwischen
Kantonen und Krankenversicherungen befürwortet, die Krankenversicherungsverbände
davon aber noch einmal ausdrücklich ausgenommen und einen entsprechenden
Vorbehalt angebracht. Stillschweigend folgte der Ständerat diesem Antrag und nahm
die Motion an, nachdem Kommissionssprecher Ettlin (cvp, OW) im Rat noch einmal
ausdrücklich auf den Vorbehalt der Kommission hingewiesen hatte. 54
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In der Frühjahrssession 2020 behandelte der Ständerat die Motion Brand (svp, GR) für
eine administrative Erleichterung der Überprüfung der Versicherungspflicht durch die
Kantone zusammen mit der Motion Hess (bdp, BE; Mo. 18.4209). Zuvor hatte die SGK-SR
den Ausbau des elektronischen Datenaustausches zwischen Kantonen und
Krankenversicherungen befürwortet, die Krankenversicherungsverbände davon aber
noch einmal ausdrücklich ausgenommen. Während Kommissionssprecher Ettlin (cvp,
OW) diesen Vorbehalt bezüglich der Motion Hess im Rat noch einmal betonte, sprach er
denselben Vorbehalt der Kommission bezüglich der Motion Brand nicht mehr an.
Stillschweigend nahm der Ständerat die Motion Brand in der Folge an. 55

MOTION
DATE: 10.03.2020
ANJA HEIDELBERGER

01.01.65 - 23.04.24 31ANNÉE POLITIQUE SUISSE — SÉLECTION D'ARTICLES SUR LA POLITIQUE SUISSE



Im Juni 2020 schickte die SGK-SR den Vorentwurf der KVG-Ergänzung über die
Vollstreckung der Prämienzahlungspflicht der Versicherten in die Vernehmlassung.
Darin hatte sie auch das Anliegen der Motion Brand (svp, GR) sowie einer ähnlichen
Motion Heim (sp, SO; Mo. 17.3323) aufgenommen: Zukünftig sollen Eltern für die
ausstehenden Prämien und Kostenbeteiligung ihrer Kinder auch nach deren Erreichen
der Volljährigkeit haftbar bleiben. 56

MOTION
DATE: 15.06.2020
ANJA HEIDELBERGER

Basierend auf der Standesinitiative des Kantons Thurgau schickte die SGK-SR im Juni
2020 den Vorentwurf der KVG-Ergänzung über die Vollstreckung der
Prämienzahlungspflicht der Versicherten in die Vernehmlassung. Damit wolle sie «den
Anliegen der Kantone, der Versicherten, der Versicherer und der Leistungserbringer
ausgewogen Rechnung» tragen, erklärte die Kommission in einer Medienmitteilung. So
soll das Verfahren bei Nichtbezahlen von Prämien und Kostenbeteiligungen geklärt
werden. Unter anderem sollen Eltern zukünftig für die ausstehenden Prämien und die
Kostenbeteiligung ihrer Kinder bei deren Erreichen der Volljährigkeit haftbar bleiben,
wie es die Motionen Heim (sp, SO; Mo. 17.3323) und Brand (svp, GR; Mo. 18.4176)
verlangt hatten. Schwarze Listen soll es zudem zukünftig nicht mehr geben und die
Krankenversicherungen sollen die Versicherten nur noch maximal viermal jährlich
betreiben können. Stattdessen erhalten sie die Möglichkeit, säumigen Versicherten ein
günstigeres Versicherungsmodell zuzuweisen. Schliesslich sollen die Kantone
entsprechend der Forderung des Kantons Thurgau neu 90 statt 85 Prozent der
ausgewiesenen Forderungen der Krankenversicherungen übernehmen und dafür die
Verlustscheine erhalten und bewirtschaften können. Eine Minderheit beantragte, den
Kantonen die Führung schwarzer Listen weiterhin zu erlauben. Die Vernehmlassung
läuft bis Anfang Oktober 2020. 57
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Im Juni 2020 schickte die SGK-SR den Vorentwurf der KVG-Ergänzung über die
Vollstreckung der Prämienzahlungspflicht der Versicherten in die Vernehmlassung.
Darin hatte sie auch das Anliegen der Motion Heim (sp, SO) sowie einer ähnlichen
Motion Brand (svp, GR; Mo. 18.4176) aufgenommen: Zukünftig sollen Eltern für die
ausstehenden Prämien und die Kostenbeteiligung ihrer Kinder auch nach deren
Erreichen der Volljährigkeit haftbar bleiben. 58

MOTION
DATE: 15.06.2020
ANJA HEIDELBERGER

Hatte bei der Beratung des Bundesgesetzes über die Datenweitergabe der
Versicherungen in der obligatorischen Krankenpflegeversicherung im Ständerat nur
ein Änderungsantrag vorgelegen, standen in der Nationalratsdebatte in der
Herbstsession 2020 deutlich mehr Aspekte der Vorlage zur Debatte. Die Mehrheit der
SGK-NR wollte die Datenweitergabe der Krankenversicherungen an das BAG um eine
Verpflichtung des Bundesamtes ergänzen, vorgängig den Zweck der Datenlieferung zu
nennen. Zudem sollte die Datenlieferung nur einmal jährlich stattfinden. Eine
Minderheit Heim (sp, SO) wehrte sich gegen beide Änderungen: Das BAG und die
Versicherungen sollten die Häufigkeit und den Termin der Lieferung gemeinsam
aushandeln können, argumentierte Barbara Gysi (sp, SG) für die Minderheit, da Bea
Heim bei den Nationalratswahlen 2019 nicht mehr angetreten war. Der Zweck der
Datenlieferung sei überdies im Gesetz bereits festgehalten, was die entsprechende
Bestimmung überflüssig mache. Mit 107 zu 85 Stimmen bevorzugte der Rat dennoch die
Kommissionsversion. Eine Minderheit Brand (svp, GR) forderte weiter, generell nur
Aggregatdaten weiterzugeben und die Lieferung von Individualdaten nur
ausnahmsweise, unter Wahrung der Verhältnismässigkeit und nach Anhörung der
Versicherungen sowie auf Entscheid des Bundesrates zuzulassen. Der Bundesrat wäre
zudem verpflichtet, vorher zu überprüfen, ob bereits Datenbestände Dritter bestünden.
Zudem sollten keine Daten zur Evaluation des Risikoausgleichs und zur Überprüfung der
Wirtschaftlichkeit und Qualität der Leistungen bei den Arzneimitteln und MiGeL
geliefert werden. Bei der Datenbeschaffung solle «möglichst grosse Zurückhaltung
geübt werden», begründete Thomas de Courten (svp, BL) diesen Antrag. Mit 104 zu 87
Stimmen (bei 1 Enthaltung) folgte der Rat diesbezüglich der Minderheit. Hatten die SGK-
SR und der Ständerat die Kompetenz zur Bestimmung, welche individuellen Daten
geliefert werden sollen, dem Bundesrat übertragen wollen, schlug nun eine weitere
Minderheit Brand vor, die zu liefernden Individualdaten im Gesetz abschliessend zu
definieren. Diesen Vorschlag lehnte der Nationalrat jedoch mit 115 zu 82 Stimmen ab.
Unumstritten war hingegen der Vorschlag der Kommission, die anonymisierten Daten
auch der Forschung und der Öffentlichkeit zur Verfügung zu stellen. 59
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Noch bevor die Räte den gemäss SGK-NR weniger umstrittenen Teil des ersten
Massnahmenpakets zu Ende beraten hatten, behandelte der Nationalrat in der
Sondersession im Oktober 2020 die übrigen Artikel des ersten Kostendämpfungspakets
unter dem Namen Paket 1b des ersten Massnahmenpakets zur Kostendämpfung im
Gesundheitswesen. Dazu gehörten die Massnahmen zur Steuerung der Kosten, das
Beschwerderecht der Versicherer gegen Spitalplanungsentscheide sowie das
Referenzpreissystem für patentabgelaufene Arzneimittel. Mit 17 zu 0 Stimmen bei 8
Enthaltungen hatte die SKG-NR ihren Entwurf, der gegenüber dem bundesrätlichen
Vorschlag einige gewichtige Änderungen enthielt, zuvor angenommen. Eintreten war
unbestritten. 

Als ersten Hauptpunkt diskutierte der Nationalrat die Frage der Kostensteuerung, wobei
Ruth Humbel (cvp, AG) und Philippe Nantermod (fdp, VS) die Kommissionsposition
ausführlich darlegten: Eine knappe Kommissionsmehrheit unterstütze die
Kostensteuerung generell. Diese lege fest, dass Tarifverträge entsprechend der
Forderung der angenommenen Motion Brand (svp, GR; Mo. 18.3305) Massnahmen zur
Kostenkorrektur im Falle eines unvorhergesehenen Anstiegs der Gesundheitskosten
enthalten müssen. Anstatt entsprechende Regeln vorzuschreiben, wie der Bundesrat
beabsichtigt hatte, setzte die Kommission jedoch auf degressive Tarife: Bei häufigerer
Anwendung sollten die Tarife entsprechend sinken. Stattdessen folgte der Rat jedoch
äusserst knapp mit 91 zu 90 Stimmen (bei 4 Enthaltungen) einer Minderheit II Hess (bdp,
BE), die vorschlug, die Kostensteuerungsmassnahmen aus dieser Vorlage zu streichen,
zumal sie ein «Bestandteil des Zielkostensystems» seien, welches erst im zweiten
Kostendämpfungspaket behandelt werden wird. Entsprechend solle diese Massnahme
ins zweite Paket verschoben werden.

Der zweite Hauptpunkt der Vorlage stellte das Beschwerderecht der
Krankenversicherungen und ihrer Verbände gegenüber Entscheidungen der
Kantonsregierungen bezüglich der Spitallisten sowie bezüglich Preisfestsetzungen für
Arzneimittel, wie die Kommissionsmehrheit den bundesrätlichen Vorschlag ergänzt
hatte, dar. Eine Minderheit Prelicz-Huber (gp, ZH) wehrte sich dagegen, dass «private
Interessen eine Steuerung durch die politische Seite, durch die Kantone, aufheben»
können sollen. Stattdessen soll die Kompetenz sowie die Entscheidhoheit in den
entsprechenden Fragen bei den Kantonen und damit bei der Politik verbleiben. Nur die
Politik und das Volk hätten das Wohl der ganzen Bevölkerung im Blick, während die
Versicherungen ihre Partikularinteressen verfolgten, argumentierte sie.
Konsequenterweise müsse man sonst auch ein Beschwerderecht unter anderem für
Patienten- und Patientinnenorganisationen oder für die Sozialpartner einrichten.
Zudem könne die entsprechende Regelung zu einer Blockade und zu
Rechtsunsicherheit führen. Dem widersprach unter anderem Thomas de Courten (svp,
BL), der die Versicherungen im Gesundheitswesen als «Anwälte der Patientinnen und
Patienten» bezeichnete und die Massnahme für nötig erachtete, damit ein
Gleichgewicht in der Verhandlungsmacht sichergestellt und die alleinige Macht der
Kantone gebrochen werden könne. Die Minderheit setzte sich mit 104 zu 75 Stimmen
(bei 6 Enthaltungen) respektive 94 zu 87 Stimmen (bei 4 Enthaltungen) durch, der
Nationalrat sprach sich somit gegen das Beschwerderecht der Krankenversicherungen
aus. Die Stimmen für die Kommissionsmehrheit stammten von Mehrheiten der SVP-,
FDP.Liberale- und Mitte-Fraktion. 

Den dritten zentralen Aspekt stellte die Frage des Referenzpreissystems für
patentabgelaufene Arzneimittel dar, das der Bundesrat einführen wollte. Mit einem
Referenzpreissystem für Generika dürfte die OKP zukünftig nur noch denjenigen Preis
für ein Arzneimittel vergüten, der in diesem Referenzpreissystem festgelegt worden war
— ausser es ist das einzige für die Patientin oder den Patienten mögliche Arzneimittel,
dann wird es unabhängig vom Preis vergütet. Die Kommissionsmehrheit lehnte nun die
Schaffung eines solchen Systems ab. Hier gehe es um Fragen der Versorgungssicherheit
und der Patientensicherheit (wie in diesem Bericht ausgeführt wird), erklärte
Kommissionssprecherin Humbel. Bei wechselnden Referenzpreisen bestehe die
Gefahr, dass es zu nicht medizinisch begründeten Medikamentenwechseln komme, was
zu abnehmender Therapietreue und sinkender Patientensicherheit und dadurch zu
Folgekosten führen könne. Zudem könnten Firmen aufgrund des Preisdrucks darauf
verzichten, ihre Produkte in der Schweiz anzubieten, wodurch die Abhängigkeit von den
übrigen Lieferanten steige. Wie problematisch eine solche Abhängigkeit sei, habe sich
im Rahmen der Corona-Krise gezeigt. Die Kommission wolle deshalb auf das
Referenzpreissystem verzichten und stattdessen, beruhend auf einem Vorschlag von
Curafutura, Pharmasuisse, Ärzte mit Patientenapotheke und Intergenerika die
Generikapenetration erhöhen. Der Marktpreis solle daher jährlich statt alle drei Jahre
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überprüft und die Generikapreise gegenüber den Originalen um weitere fünf Prozent
gesenkt werden. Zudem soll eine preisunabhängige Vertriebsmarge geschaffen werden,
damit Ärztinnen, Ärzte, Apothekerinnen und Apotheker nicht wie bisher mehr Geld
verdienten, wenn sie teurere Medikamente verkauften. Entsprechend habe man auch
einstimmig die Motion 20.3936 eingereicht. 
Eine Minderheit I Hess unterstützte hingegen das Referenzpreissystem des
Bundesrates. Minderheitensprecher Hess argumentierte, seine Minderheit habe das
bundesrätliche System etwas vereinfacht und abgeschwächt. So solle das
Referenzpreissystem nur gelten, wenn mehr als zwei wirkstoffgleiche Medikamente auf
dem Markt sind und ein Arzneimittel vom Bundesrat nicht als unverzichtbar festgelegt
worden war. Mit einem eigenen Preis, also unabhängig vom Generika-Preis, sollten
überdies Biosimilars, das sind Nachahmerpräparate, deren Wirkstoffe nicht mit
denjenigen der Originale identisch sind, ins Preissystem aufgenommen werden, da
diese gemäss dem revidierten Heilmittelgesetz nicht mit Generika gleichgesetzt werden
können. Mit diesem Modell, das er als Referenzpreissystem «light» bezeichnete, könne
das grösstmögliche Sparvolumen erreicht werden, argumentierte der
Minderheitensprecher. 
Eine Minderheit II Porchet (gp, VD) wollte überdies das Substitutionsrecht für
Apothekerinnen und Apotheker stärken. Diese sollten zukünftig bei neuen
Behandlungen eines der drei preisgünstigsten Arzneimittel abgeben müssen, sofern
dies aus medizinischer und pharmazeutischer Sicht möglich ist.
Mit 114 zu 65 Stimmen (bei 6 Enthaltungen) lehnte der Nationalrat die Einführung des
Referenzpreissystems light ab. Interessant ist dabei, dass sich die Positionen der SP
und der Grünen in dieser Frage deutlich unterschieden, was in Gesundheitsfragen nur
selten der Fall ist: Während die SP die Einführung eines Referenzpreissystems
zusammen mit der Mehrheit der Mitte-Fraktion unterstützte, sprachen sich die Grünen
mit der GLP-Fraktion, der Mehrheit der SVP-, der FDP.Liberalen- und der Minderheit
der Mitte-Fraktion dagegen aus. Abgelehnt wurden auch die Anträge auf eine
Sonderbehandlung der Biosimilars (103 zu 75 Stimmen bei 7 Enthaltungen) sowie der
Antrag der Minderheit II Porchet (108 zu 77 Stimmen). In letzterer Frage standen SP und
Grüne zusammen mit den Grünliberalen wieder gemeinsam auf der Seite der
Minderheit.

Im Rahmen dieser drei Hauptthemen behandelte der Nationalrat auch weitere
Detailfragen, so zum Beispiel die Frage der verhandelten Rabatte. Als «Tabubruch» und
als «absolutes No-Go» bezeichnete Barbara Gysi (sp, SG) den Vorschlag der SGK-NR,
wonach maximal 25 Prozent der Einsparungen durch zwischen Tarifpartnern und
Leistungserbringenden ausgehandelten tieferen Preisen und Tarifen den
Versicherungen zur freien Verfügung stehen sollten, dass sie gemäss Gysi also «in die
Taschen der Versicherer fliessen» sollten. Bisher mussten die entsprechenden
Einsparungen vollumfänglich den Versicherten zugute kommen. «Braucht es denn
wirklich dieses sogenannte Incentive [...], damit die Krankenversicherer ihre Arbeit tun,
nämlich günstige Preise aushandeln?», fragte Gysi rhetorisch. Entsprechend beantragte
ihre Minderheit die Streichung des Artikels, zumal dieser gemäss Flavia Wasserfallen
(sp, BE) auch ohne seriöse Abklärungen in die Kommission gelangt sei.
Kommissionssprecherin Humbel führte aus, dass der Ständerat bei Annahme dieser
Regelung noch prüfen müsse, ob dieser Artikel dem grundsätzlichen Gewinnverbot in
der obligatorischen Krankenpflegeversicherung und der Forderung in Art. 56 Abs. 3bis
KVG, wonach alle nicht der Qualitätsverbesserung dienenden Vergünstigungen an die
Versicherten weitergegeben müssen, widerspricht und was unter dem Ausdruck «zur
freien Verfügung» genau verstanden werden soll. Thomas de Courten befürwortete
schliesslich den Mehrheitsantrag; es sei der «Sinn dieser ganzen Debatte, dass wir die
Kosten dämpfen und die Anreize entsprechend setzen». Mit 117 zu 67 Stimmen (bei 1
Enthaltung) sprach sich der Nationalrat für den Kommissionsvorschlag aus. 
Ausführlich legte schliesslich Thomas de Courten seinen Minderheitsantrag zu den
Parallelimporten dar. Er wehrte sich darin gegen den Vorschlag der
Kommissionsmehrheit, patentabgelaufene Medikamente ohne Zulassungspflicht durch
Swissmedic auf den Schweizer Markt zu bringen. Parallelimporte seien bereits heute
erlaubt, dabei müssten aber dieselben Bedingungen eingehalten werden, die für alle
anderen Medikamente auch gelten. Mit dem Vorschlag der Kommission könnten
Zulassungsentscheide irgendwelcher anderen Länder zukünftig auch für die Schweiz
gelten, ohne dass zum Beispiel die Good Manufacturing Practice der Schweiz im
Herstellungsprozess beachtet werden müsste. Eine zusätzliche Prüfung durch
Swissmedic sei nicht nötig, da man davon ausgehe, dass die ausländischen
Zulassungsbehörden dieselben Qualitätsanforderungen stellten wie Swissmedic,
begründete Kommissionssprecherin Humbel den Minderheitsantrag. Mit 128 zu 53
Stimmen folgte der Rat diesbezüglich jedoch der Mehrheit, Gehör fand das Anliegen
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von de Courten nur bei der Mehrheit der SVP-Fraktion und je einem Mitglied der
FDP.Liberalen- und der Mitte-Fraktion.

In der Gesamtabstimmung nahm der Nationalrat seinen Entwurf schliesslich mit 130 zu
52 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) an. Die Gegenstimmen stammten von der SP-Fraktion
sowie von der Mehrheit der Grünen-Fraktion. 60

Seit sieben Jahren habe das EDI den Auftrag, «für den ambulanten Bereich eine
Klassifikation von Diagnosen und Prozeduren festzulegen», kritisierte Heinz Brand (svp,
GR) im März 2019. Nun solle es diesen Auftrag «umgehend» erfüllen, forderte er in
einer Motion. Eine solche Klassifikation würde etwa das Ausmass von Mehrfach- und
Bagatellkonsultationen im KVG-Bereich aufzeigen sowie die Rechnungskontrolle und
die Entwicklung von Pauschalen erleichtern. Gar seit der Schaffung des KVV im Jahr
1995 sei das EDI mit der Ausarbeitung einer solchen Klassifikation beauftragt,
präzisierte der Bundesrat in seiner Stellungnahme. Diese Arbeiten benötigten jedoch
Zeit, zumal gleichzeitig andere Fragen, wie beispielsweise zur Qualitätsbeurteilung oder
zur Tarifierung, geklärt und integriert werden müssten. Entsprechend sei eine
umgehende Fertigstellung «weder möglich noch sinnvoll», betonte der Bundesrat und
empfahl die Motion zur Ablehnung. Der Nationalrat sah dies jedoch anders: Nachdem
Thomas de Courten (svp, BL), der die Motion von Heinz Brand übernommen hatte, und
Gesundheitsminister Berset ihre jeweiligen Positionen nochmals dargelegt hatten,
sprach sich der Nationalrat in der Frühjahrssession 2021 mit 123 zu 66 Stimmen gegen
den Willen der SP- und der Grünen-Fraktion für Annahme der Motion aus. 61

MOTION
DATE: 10.03.2021
ANJA HEIDELBERGER

Mitte November 2021 legte der Bundesrat eine Änderung des KVG über eine
Vereinfachung des elektronischen Datenaustauschs zwischen Kantonen und
Krankenversicherern vor. In Erfüllung einer Motion Brand (svp, GR; Mo. 18.3765) sollte
ein einheitliches Verfahren für den elektronischen Datenaustausch zwischen Kantonen
und Krankenversicherungen geschaffen werden. Demnach sollen diese diejenigen
Daten austauschen können, die zur Überprüfung der Einhaltung der
Versicherungspflicht und zur Vermeidung von Doppelversicherungen nötig sind – dazu
benötigen sie unter anderem Informationen über den Wohnort der Versicherten, der
entsprechend neu ausgetauscht werden soll. In einem zweiten Teil sollen in Umsetzung
einer Motion Hess (bdp, BE; Mo. 18.4209) zukünftig auch im Ausland wohnhafte
Versicherte, wie Grenzgängerinnen und Grenzgänger, Rentnerinnen und Rentner und
entsandte Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, im Risikoausgleich berücksichtigt
werden. Zudem sollen nicht mehr kontaktierbare Versicherte aus dem Bestand einer
Versicherung ausgeschlossen werden können, damit die Krankenversicherungen für
diese Personen keine Risikoabgaben mehr bezahlen müssen. Bis März 2022 schickte
der Bundesrat den Entwurf in die Vernehmlassung. 62

OBJET DU CONSEIL FÉDÉRAL
DATE: 17.11.2021
ANJA HEIDELBERGER

Nachdem sich der Nationalrat im Jahr zuvor für eine von Thomas de Courten (svp, BL)
übernommene Motion Brand (svp, GR) für schweizweit anwendbare Klassifikationen
zur Erhebung und Bearbeitung von Diagnosen ausgesprochen hatte, diskutierte der
Ständerat den Vorschlag in der Herbstsession 2022. Die SGK-SR hatte die Motion mit
Stichentscheid des Präsidenten Erich Ettlin (mitte, OW) knapp zur Ablehnung beantragt.
Da der Bundesrat einen Grundlagenbericht zur medizinischen Kodierung im
ambulanten Bereich für die nächsten Monate in Aussicht gestellt habe, erübrige sich
die Motion, begründete die Kommissionsmehrheit ihren Antrag. Diesem folgte die
kleine Kammer stillschweigend und lehnte die Motion ab. 63

MOTION
DATE: 20.09.2022
ANJA HEIDELBERGER
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Groupes sociaux

Politique à l'égard des étrangers

Im Sommer 2018 und im Herbst 2019 stimmten die Kommissionen für Rechtsfragen
beider Räte einer parlamentarischen Initiative Brand (svp, GR) zu, die schnellere
Wegweisungen bei ausländischen Straftätern ohne Aufenthaltsbewilligung bezweckte.
Aufgrund der Annahme der Ausschaffungsinitiative war 2015 eine Gesetzesänderung
beschlossen worden, gemäss welcher für ausländische Straftäter mit
Aufenthaltsbewilligung in der Schweiz ein Landesverweis geprüft werden muss. Ein
Gericht muss dabei prüfen, ob ein persönlicher Härtefall vorliegt – in diesem Fall
könnte von einem Landesverweis abgesehen werden. Artikel 130 Absatz 2 der
Strafprozessordnung schreibt seit Annahme der Ausschaffungsinitiative zudem vor,
dass bei drohendem Landesverweis zwingend eine amtliche Verteidigung erfolgen
muss. Da dieser Paragraph auch für ausländische Straftäter ohne Aufenthaltsbewilligung
gelte, müssten diese «neu zwingend ein gerichtliches Strafverfahren mit amtlicher
Verteidigung und obligatorischer Verhandlung durchlaufen, selbst wenn sie längst
ausgeschafft wurden», so der Initiant in seiner Begründung. Dies mache keinen Sinn, da
hier gar kein Härtefall vorliegen könne. Mit seiner parlamentarischen Initiative wollte
Brand bezwecken, dass ausländische Straftäter ohne Aufenthaltsbewilligung nicht
länger unter diese neuen Regelungen fallen, sofern die Wegweisung und das Verhängen
eines Einreiseverbotes innert 10 Tagen nach Festnahme hatten erfolgen können. Die
RK-NR gab der Initiative mit 14 zu 8, die RK-SR mit 6 zu 3 (1 Enthaltung) Folge. 64

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 03.09.2019
MARLÈNE GERBER

Politique d'asile

En juin 2017, le Conseil national a refusé d'entrer en matière sur une initiative
parlementaire UDC souhaitant inscrire dans la Constitution une véritable politique
d'asile. Par le truchement du député Brand (udc,GR), le parti agrarien a exposé ses
revendications. Elles sont pour la plupart similaires à des objets étant d'ores et déjà
traités au parlement. Il y a notamment le refus de donner l'asile à des personnes ayant
transité par un pays sûr, l'octroi d'une admission provisoire sans séjour durable en cas
de crise humanitaire, et l'arrêt des prestations d'aide d'urgence à la fin de la procédure
d'asile. De plus, le groupe UDC souhaite que l'instance de recours en matière de
demande d'asile soit interne à l'administration. La Commission des institutions
politiques du Conseil national (CIP-CN) a recommandé par 16 voix contre 9 de ne pas
donner suite à l'initiative. Deux arguments principaux ont été avancés: la récente
refonte du droit d'asile permet déjà d'atteindre certains des buts visés par l'initiative,
tout comme une application stricte des accords de Dublin existants. De plus, le refus de
l'aide d'urgence ainsi que la non indépendance d'une instance de recours par rapport à
l'administration sont contraires aux principes d'un Etat de droit. A 121 voix contre 62,
les représentants de la chambre du peuple ont refusé l'entrée en matière sur
l'initiative. Les 62 voix pour proviennent uniquement du groupe UDC. 65

INITIATIVE PARLEMENTAIRE
DATE: 03.06.2017
SOPHIE GUIGNARD

Partis, associations et groupes d'intérêt

Associations

Santé

Im Dezember 2014 übernahm Nationalrat Heinz Brand (svp, GR) das Präsidium des
Krankenkassenverbandes Santésuisse. Als Ziel legte er die Sicherstellung einer
qualitativ hochstehenden Gesundheitsversorgung zu fairen Preisen fest. 66

AUTRE
DATE: 20.12.2014
JOHANNA KÜNZLER
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